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Vorwort

Zweck dieses Papiers

Im Jahr 1985 schrieb ich mit einiger Besorgnis das Buch „Vom Wechseln der Räder am fahrenden Zug“. Zwei Jahre später, im Jahr 1987, erlebte die Sozialdemokratische Partei der Schweiz wähleranteilsmässig den grössten Einbruch in ihrer Parteigeschichte. Trotz dem sehr guten Ergebnis von 1995 hat sie den zuvor gehaltenen Wähleranteil nie mehr erreicht.

Mit noch grösserer Besorgnis präsentiere ich hier den Versuch einer Situationsanalyse über den Zustand der Partei und besonders über den Kurs der SP-Fraktion auf Bundesebene. Für 2003 ist ein Wählereinbruch der SP vorauszusehen, wenn wir den jetzigen Kurs weiterführen und unsere Wählerschaft weiter mit ideologischen Positionen verunsichern, die zu keinem einzigen der die Menschen beschäftigenden Probleme eine nachvollziehbare linke Antwort präsentieren. 

Diese Schrift ist allerdings nicht als Kassandra-Ruf gedacht, sondern als eine Analyse der Wählertrends, der Wählersoziologie und – was viel gewagter ist und von vielen Kritikern gemieden wird – als ein Politikentwurf für eine Sozialdemokratie der Zukunft, wie sie nach einem Kurswechsel gestaltet werden könnte. 

Seit Jahren hat, mit wenigen Ausnahmen (etwa Hans Zbinden oder Jean-Claude Rennwald), niemand mehr eine breitere Situationsanalyse zur Sozialdemokratie versucht. Nicht einmal zu einer fundierten Wahlanalyse des Jahres 1999 waren wir befähigt. Auch die Arbeiten zu einem gemeinsamen Arbeits- und Schwerpunktprogramm der Fraktion für diese Legislatur führten nicht zu einem Resultat; sie versandeten im Sommer 2000.

Das Wahljahr 2003 wird das Jahr der Entscheidung sein, auch über den zukünftigen politischen Kurs der SP.

Mit dieser Analyse stehe ich in einem ganz persönlichen Dilemma: insgeheim hoffe ich, dass ich mit der pessimistischen Einschätzung nicht recht behalten werde. Denn eine Niederlage der SP in der entscheidenden Richtungswahl von 2003 wäre eine Katastrophe und würde, wenn auch selbstverschuldet, als politischer Rechtstrend und als Sieg des staatsfeindlichen Ultraliberalismus (Blocher, Bührer) interpretiert. Indes, wir tun unserer Bewegung heute einen schlechten Dienst, wenn wir uns selbstzufrieden und sehenden Auges in eine Niederlage hineintreiben lassen. Eine Niederlage nachträglich zu korrigieren ist viel schmerzhafter als sie zu vermeiden. 

Januar/April 2001 
Rudolf Strahm

PS: Ohne die Mithilfe und Anregungen durch Ruth Straubhaar hätte ich diesen Text nicht präsentieren können.

Zur Situation der Sozialdemokratie

„Unsere Gesellschaft leidet doch an einer Unterversorgung mit Alternativen, die für die Menschen selber eine Bedeutung haben, und nicht an einem Mangel an grossen Konzepten."


Peter Sloterdijk

Befragt man die SP-Wählerinnen, SP-Wähler oder die Mitglieder zu ihrem aktuellen Bild der Sozialdemokratie, zeigen die meisten von ihnen trotz grundsätzlicher Loyalität ihre grossen Zweifel und ihre Skepsis am heutigen Kurs. Insbesondere zweifeln die meisten an der Durchsetzungskompetenz der Partei. Die SP Schweiz ist nicht oder nur ausnahmsweise mit schlagkräftigen Themen präsent, sie verkörpert das Verliererimage und präsentiert sich mit Personen, denen die Kompetenz und die Durchschlagskraft abgehen. Gegenüber Blocher und den rechtsbürgerlichen Hardlinern lässt die SP keine ebenbürtigen Exponenten antreten. Kurz, die Kompetenzvermutung ist abgewirtschaftet. (Unter Kompetenzvermutung verstehen wir die Fähigkeit einer Partei, in den Augen der Bevölkerung ein Problem lösen zu können). 

Im Jahr 1995 machte die SP landesweit einen Wähleranteilssprung nach oben um 3,3% (in der Romandie um 0,9%). Im Jahr 1999 stieg der SP-Wähleranteil landesweit noch um 0,7% (deutsche Schweiz: +1,1%, Romandie: -1,3%). 

Wären jetzt Wahlen, würde die SP einen Wählereinbruch erleben. Es sind drei Gründe für den Umschwung auszumachen:

1. Im Jahr 1995 war der Höhepunkt der Rezession mit 200'000 Arbeitslosen. Heute haben wir wieder gute Konjunktur und die damals verängstigten Wechselwähler kippen nicht mehr unbedingt zur SP.

2. Im Jahr 1995 präsentierte sich die SP als Gegenmacht und Garant gegen Blocher. In der Wirtschaftspolitik hatten wir die Themenführerschaft. Heute bringt die SP-Führung kaum ein Gegengewicht gegen den Milliardär Blocher und die Wirtschaftsmacht der Bahnhofstrasse auf die Waage. Die Sozialdemokratie hat nur Erfolg gegen die neoliberale Offensive, wenn sie eine wirtschaftspolitische Gegenkompetenz vorweist. (Den Wahlerfolgen der SP in Deutschland, Frankreich, England ging stets eine Kompetenzoffensive in Sachen Wirtschaftspolitik voraus.)

3. Der gravierendste Faktor: Wir enttäuschen die Mittelschichten. Vor den Wahlen 1995 fuhr die SP einen Modernisierungskurs. Sie besetzte die Mitte mit linken Themen und gewann jene Mittelschichten, die auf soziale oder ökologische Verantwortung ansprechbar sind. Heute verprellen wir diese Mittelschichten. 

Wir versuchen diese dritte These später ausführlich zu begründen („Wer sind unsere Wählerinnen und Wähler?“). Die SP hätte heute, wie wohl zu keinem Zeitpunkt zuvor, die Chance, von links her mit sozialen, ökologischen oder republikanisch-liberalen Themen die soziologische Mitte zu besetzen und neue Mittelschichten zu gewinnen: 

· Der Freisinn wird in nächster Zeit der SVP nacheifern, einen ultraliberalen Rechtskurs fahren, und Bührer wird mit seiner intellektuellen Schmalbrüstigkeit und seinem Röhrenblick auf die Finanzpolitik den letzten Gymnasiallehrer (ich meine die technische Intelligenz und die gebildeten Angestelltenschichten) aus dem Freisinn vertreiben. 

· Die CVP wird nach dem traumatischen Schock der EU-Abstimmung unter der Flagge der sog. christlichen Werte vermutlich einen konservativen, rechtsbürgerlichen Traditionskurs fahren und die urbanen Mittelschichten enttäuschen (obschon die Rekonstitution einer Wertorientierung gegen den Neoliberalismus ein Potential darstellen würde). 

· Den Grünen geht längerfristig wegen mangelnder Nachwuchspolitik und fehlendem Nachwuchs das Potential zum Einbruch in die soziologischen Mittelschichten ab. 

· Wenn die drei bürgerlichen Parteien SVP, FDP, und CVP in nächste Zukunft (unter der Themenführerschaft der SVP) einen geeinteren rechtsbürgerlichen Kurs einschlagen, würde sich in der politischen Mitte und bei den Mittelschichten ein ansprechbares Wähler- und Wählerinnenpotential anbieten. Ein Rechtsblock wäre geradezu eine Chance für eine moderne Sozialdemokratie. Sie könnte aus einer solchen Polarisierung auch Nutzen ziehen, würde sie nicht ideologisch ins Abseits geraten.

Viele Genossinnen und Genossen sind geprägt von der lähmenden Angst, mit dem Gewinnen der soziologischen Mittelschichten sei auch der Zwang zur politischen Mitte und zur Konturlosigkeit verbunden. Dabei kann man die Mittelschichten von links her mit linken Themen ansprechen. (Unter Mittelschicht verstehe ich eine soziologische Kategorie, z.B. die technische Intelligenz, die Kader und Bildungsschichten mit sozialer Verantwortung, die Angestelltenschichten; ich spreche nie von „Mittelstand“, weil dieser Begriff ideologisch besetzt ist; weiteres siehe später). 

Hier drängen sich einige kritische Bemerkungen zur politischen Arbeit der SP-Fraktion auf Bundesebene auf. Während des Jahres 2000 stellte die SP Fraktion die Wählerschaft und Öffentlichkeit ungefähr jedes Quartal auf die Geduldsprobe mit wenig verständlichen „Quartalsseifenblasen“:

· Die Aufforderung an den Bundesrat, keine Mitglieder der österreichischen Regierung zu empfangen, auch nicht diejenigen der OeVP; im ersten Quartal 2000.

· Die Entschuldigungsforderung an die SVP und das Eingehen auf Blochers Provokationen mit der angeblichen Faschismusnähe der SP; im zweiten Quartal

· Die unverstandene Bundesrats-Rauswurfstrategie gegen die SVP im vierten Quartal.

Wir haben zwar laufend Schlagzeilen produziert, aber gleichzeitig an Glaubwürdigkeit und Kompetenzzumutung eingebüsst. 

Nach den Wahlen von 1991 und von 1995 initiierte die SP eine Serie von thematischen Arbeitsgruppen unter den Bundesratsparteien und diese führten meistens zu Resultaten, die wir auch als unseren Erfolg verbuchen konnten. 

Nach den Wahlen 1995 wurden Bundesratsparteien-Arbeitsgruppen gebildet zur Finanzierung des öffentlichen Verkehrs, und das führte zur LSVA und zur FinöV. Es wurde eine Gruppe zur KMU- und Risikokapitalfinanzierung gebildet mit dem Resultat eines Bundesgesetzes über Risikokapitalgesellschaften und weiteren Förderungsbeschlüssen zugunsten der KMU. Es entstand – eine Asylgruppe, die versandete, weil sie zu breit angelegt war. Wir erarbeiteten mit den Bürgerlichen und mit wechselnden Koalitionen das Investitionsprogramm 1997-99, die Lehrstellenbeschlüsse I und II, bestritten später den Finanz-Runden-Tisch mit einigem Erfolg. In fast allen Fällen war die SP die treibende Kraft und SP-Leute gaben den Anstoss zu Koalitionslösungen. 

Noch früher, in der Legislatur 1991 – 95 gab es erfolgreiche Arbeitsgruppen und Strategien in der Drogenfrage, zum Investitionsbonus, zur Mehrwertsteuer, zur Arbeitslosenversicherungsrevision u.a.m.

Zu Beginn der Legislatur 1999 – 2003 schaffte es die Fraktion nicht, ein eigenes Legislatur-Arbeitsprogramm aufzustellen. Es wurde keine einzige Arbeitsgruppe unter den Bundesratsparteien gebildet, und demzufolge wird es in dieser Legislatur auch keine entsprechenden Erfolge geben. Die einzige Arbeitsgruppe, nämlich jene zur Ausländerintegration, entstand auf informellem Weg durch Selbstorganisation. (Wir hatten bereits am 20.2.2000 in einem Papier mit dem Titel „Kooperation und Konfrontation“ für den Fraktionsvorstand verschiedene Arbeitsgruppen angeregt.)

Die SP-Fraktion und die SP Schweiz ist unter dem Eindruck neuer Tendenzen (vor allem aus der Romandie und den Gewerkschaften) in letzter Zeit vor allem auf Themen gestossen worden, die uns spalten oder uns ins Dilemma stürzen: So zum Beispiel beim Bundespersonalgesetz, beim Militärgesetz-Referendum, beim Elektrizitätsmarktgesetz, bei mehreren wettbewerblichen Fragen (Parallelimporte, Kartellgesetzrevision), - und in Zukunft wohl auch beim Arbeitslosenversicherungsgesetz? Dabei wären Profilierungsthemen, die uns einigen, zuhauf auf der Strasse zu finden: So z.B.Themen zum Schutz der Konsumenten, der Mieter, der Arbeitnehmerschaft, bei der Berufsbildung, der Steuergerechtigkeit (Kapitalgewinnsteuer, materielle Steuerharmonisierung), der staatlichen Grunddienstleistungen (Service Public) usw. In einigen wenigen Themenbereichen, zum Beispiel bei der Familienpolitik, in der Frage der Fristenlösung oder der Berufsbildung, haben Einzelne ein Zeichen setzen können. 

Wir werden im Schlusskapitel eine lange Liste möglicher Themen präsentieren, die uns gleichzeitig einigen und auf die Bedürfnisse der Menschen eingehen. Ich erinnere an die eingangs zitierte, treffende Analyse des Zynikers Peter Sloterdijk, der uns sagen will: Nicht die grossen ideologischen Konzepte sind heute gefragt und wahlentscheidend, sondern die konkreten Entwürfe, die für die Menschen in ihrer lebensweltlichen Erfahrung eine Bedeutung haben.


„Hidden Agenda“ – wird ein Regierungsaustritt geplant?

Barbara Haering stellte im Dezember 2000 an einer stürmischen Fraktionssitzung zum Bundesratswahlgeschäft die unbequeme aber naheliegende Frage an die Fraktions- und Parteileitung, ob eigentlich eine „hidden agenda“ hinter der SVP-Rauswurfstrategie vermutet werden müsse. Hinter dieser Frage stand die Vermutung, dass ein „verstecktes Traktandum“ (hidden agenda) als verhaltensleitende Strategiemaxime vorhanden sein musste, ansonsten liesse sich die kuriose SVP-Rauswurf-Taktiererei eben nicht plausibel erklären. Diese versteckte Strategie heisst: Austritt der SP aus dem Bundesrat. 

Natürlich würden die meisten Protagonisten bei Gott und mit Feierlichkeit vehement bestreiten, dass sie den Bundesratsaustritt der SP anpeilen wollten. Bloss zwei oder drei Romands in der Fraktion standen offen zu einer Strategie eines Austritts. Aber Fraktions- und Parteileitung mussten mit ihrer SVP-Rauswurfstrategie die spätere Sprengung der Bundesrats-Zusammensetzung und eine Retourkutsche an die SP bewusst in Kauf nehmen, wenn nicht sogar herbeiführen. Das Tükische an dieser Haltung ist, dass es nie zu einem parteiinternen Entscheid für oder gegen einen Bundesratsaustritt kommen wird. Vielmehr wird ein Kurs gefahren, der uns letztlich auf kaltem Weg und als (scheinbar) zwangsläufige Entwicklung einer ach so unglücklichen Politikabfolge zum fait accompli eines SP-Rauswurfs durch die Bürgerlichen führt. 

Wenn man die Absenz an taktischer Klugheit in der Partei- und Fraktionsleitung vor Augen hält, wie wir dies real bei der Ogi-Ersatzwahl erlebt haben, dann kann man nur mit Beklemmung und Bangen auf die nächste SP-Vakanz im Bundesrat blicken, die uns höchstwahrscheinlich bald, noch in dieser Legislatur, ereilen wird. Wir stehen in dieser Frage vor einem Vertrauensmanko. Gerade diese Unsicherheiten müssten demnächst zur Klärung der SP-Strategie führen. 

Die Frage der Zauberformel und der Konkordanz ist nicht nur medienmässig interessant (und für die Journalisten-Community vor allen Bundesratswahlen obligat), sondern sie wurde auch von der abtretenden CVP-Leitung aufgeworfen. Sie wird demnächst wiederum virulent werden, wenn sich die drei bürgerlichen Parteien um eine Reaktivierung der alten bürgerlichen Rechtsallianz bemühen. 

In ihrem Buch „Von Mythen zu Taten“ (Maihof-Verlag 2000) widmeten Adalbert Durrer und Hilmar Gernet der Konkordanzfrage ein wichtiges Kapitel. Sie hielten „die Konkordanz in ihrer heutigen Form für ein Auslaufmodell“ (Seite 199). Sie plädierten für einen Wechsel, entweder als Mitte-links- oder Mitte-rechts Regierungsmodell oder aber für ein bipolares Regierungsmodell mit Regierung und Opposition. In ihrer sehr schwachen Argumentation berufen sie sich auf den schillernden Politologen Raimund Germann als Kronzeugen (inzwischen verstorben). 

Durrer und Gernet treten nun von der CVP-Leitung zurück. Aber die Tatsache, dass eine Parteileitung so klar für eine Umgruppierung in der Regierung plädiert, ist eine historische Wegmarke. Seit den 1930er/1940er Jahren engagierte sich die CVP für die Regierungsbeteiligung der SPS, und im Hinblick auf die 1959er Wahl (Einführung der Zauberformel) ging die Initiative zur Aufnahme zweier Sozialdemokraten in die Landesregierung von der katholisch-konservativen Partei aus. 

Die Argumentation von Durrer und Gernet ist allerdings insofern aufschlussreich, als die beiden das Konkurrenzmodell (Regierungs-Oppositions-Modell) mit dem Abbau von Volksrechten verbinden müssen. Denn eine Mehrheitsregierung im Kokurrenzsystem müsste die Referendumsrechte einschränken, um nicht ständig durch Referenden blockiert zu werden. 

Innerhalb der SP Schweiz und der Fraktion muss eine klare und transparente Politik gegenüber dem Konkordanzsystem formuliert werden. Das Misstrauen muss beseitigt werden. Wer eine „hidden strategy“ verfolgt, steht unter dem Verdacht der Manipulation. Die Vor- und Nachteile der Bundesratsbeteiligung sind klar zu diskutieren und transparent zu machen. 

Folgende 10 Überlegungen zur Bundesratsbeteiligung der SP sind mir wichtig:

1. Vor- und Nachteile abwägen

Die Frage, ob eine Regierungsbeteiligung mehr Vorteile oder Nachteile bringt, darf gestellt werden. Diese Frage stellen sich auch andere Parteien, so die SVP. Entscheidend für die Sichtbarmachung des Erfolgs einer Bundesrats-Beteiligung ist die Durchsetzungsfähigkeit der SP-Bundesratsmitglieder. Die Regierungsbeteiligungsdebatte in der SP wurde immer dann genährt, wenn das Gefühl der völligen Machtlosigkeit der SP-Bundesratsmitglieder aufkam oder wenn ein starkes Identifikations-manko zwischen der SP und ihrem Bundesrat entstand. Und sie wurde immer dann überflüssig gemacht, wenn sich SP-Mitglieder im Bundesrat durchsetzen konnten. Otto Stich hatte mit seiner Durchsetzungsfähigkeit die SP-Debatte um die Bundesratsbeteiligung völlig unnötig gemacht, während Moritz Leuenberger mit seinem Mangel an Gespür für den hohen Symbolgehalt von Service public, SBB, PTT usw. eine Identitätskluft akzentuierte. 

2. Historische Entscheide

1984 hat der SP-Parteitag, trotz der damals gewaltigen Kränkung durch den Bürgerblock (Nichtwahl von Lilian Uchtenhagen/Wahl von Otto Stich), klar und eindeutig einen Bundesratsaustritt abgelehnt. Die welsche Formel von François Masnata, die SP sei „machtlos in der Macht gefangen“, wurde damals klar zurückgewiesen. Wenn diese Frage nun von der linken Nach-Masnata-Generation wieder aufgebracht wird, haben die Exponenten zu begründen, was heute historisch anders sein soll als 1984. 

3. Sozialdemokratisches Selbstverständnis

Die Sozialdemokratie strebt von ihrem Selbstverständnis her eine Regierungsbeteiligung an. Historisch ist sie seit Lasalle, Kautsky und Bernstein, aber auch seit Albert Steck (SPS-Gründer), Hermann Greulich und Robert Grimm eine Bewegung, die den Kapitalismus von innen, über den demokratischen Staat,  reformieren will. Unser Selbstverständnis in allen Parteigliederungen in den Kantonen, Städten und Gemeinden ist doch die Beteiligung an der Regierungsmacht, und zwar mit einem möglichst grossen Anteil. Eine blosse Oppositionsrolle wird die Sozialdemokratie in die tiefste Agonie, ja in die Spaltung führen. 

4. 
Sehnsucht nach dem Ideal

Hinter dem Wunsch der Regierungsaustritts-Befürworter steckt das Sehnen nach ungehinderter Mobilisierungskraft und nach ideologischer Reinheit. Es könnte zwar vorkommen, dass uns eine harte Oppositionsrolle kurzfristig auch Profil verleihen könnte. Doch der absolut notwendige Profilierungs- und Mobilisierungsbedarf ist genauso durch ein geschicktes Doppelspiel zwischen Regierungs- und Oppositionsrolle erfüllbar. Regierungsbeteiligung hindert uns in der Regel nicht, idealistische und oppositionelle Vorstellungen gegen die Regierung zur Geltung zu bringen. 

5. Rückkehr zur Macht

Die Rückkehr aus der Opposition in die Regierung würde lange, sehr lange dauern. Das Bürgertum würde die Sozialdemokratie für lange Zeit, nicht nur für Jahre, sondern Jahrzehnte, auf die Durststrecke der Oppositionsrolle schicken. Das schweizerische Wahl- und Regierungssystem lässt ein hin- und herpendeln zwischen Regierungsverantwortung und Oppositionsrolle kaum zu, und für eine grundlegende Veränderung dieses Systems gibt es derzeit keinen politischen Willen und kein Modell.

6. Bedingung Blockierfähigkeit

Als entscheidend scheint mir folgende Überlegung zu sein: Ein Austritt aus dem Bundesrat müsste dem regierenden Bürgerblock durch eine systematische Referendumsstrategie das Regieren unmöglich machen. Das war in Genf der Fall, wo die Linke während vier Jahren mit einer historisch vorgegebenen, urbanen Linkswählerschaft eine solche Rolle zu spielen vermochte, - unfreiwillig übrigens. Auf der Bundesebene müsste die SP in der Opposition fähig sein, das Regieren des Bürgerblocks zu blockieren und jährlich zwei, drei Referenden durchzuziehen und diese auch zu gewinnen! – Wer die organisationspolitischen Kapazitäten der Partei und den vernachlässigten Parteiaufbau kennt, weiss, dass dies reines Wunschdenken ist. 

7. Gefahr des Sektierertums

Die Hauptgefahr eines Regierungsaustritts ist in der SP-internen Spaltung zu orten: Eine SPS in der Opposition würde zum Sektierertum neigen. Bereits heute haben wir sektiererische Tendenzen, gibt es Leute, die sind verliebt in die Niederlage in ideologischer Reinheit. Die ideologischen Meinungsbildner/innen würden intern die Macht erobern und die Partei für lange Zeit auf die Durststrecke der Opposition fixieren. Die Labour Party in Grossbritannien musste, nachdem eine konservative Wende in den 70er Jahren zum Durchbruch kam, volle 17 Jahre in der Opposition verharren und in dieser Zeit mehrere Umwandlungen von der Arbeiter-Partei zur Sektiererpartei, dann zur Regenbogen-Partei und zuletzt zur  Modernisierungspartei durchmachen. 

8. Mitte-Links-Regierung

Für einige SP-Fraktionsmitglieder, so auch für Barbara Haering, wäre eine Mitte-Links-Regierung (also ein Bundesrat ohne SVP) wünschbar. Diese hätte den Vorteil, dass die nationalistische Rechte ausgeschlossen unter Umständen marginalisiert werden könnte. Doch ist eine solche Konstellation angesichts der realen Wertsysteme realistisch? Die Realität ist doch, dass der Bürgerblock fester zusammenhält. Die Europafrage, die das Bürgertum in Reformbürgerliche und Insulaner gespalten hatte, ist für die Bürgerlichen nun vorläufig vom Tisch; und das europapolitisch vordringlichste EU-Begehren, nämlich die Bankgeheimnis-Frage, schweisst den Bürgerblock eher zusammen. In Finanzfragen zeichnet sich ein koalierender Steuersenkungswettbewerb unter den Bürgerlichen und gegen Links ab. Von einer Mitte-Position der FDP kann keine Rede mehr sein! Eine Ausgrenzung der SVP würde von der FDP aus internen Gründen nicht verkraftet werden (das war auch die Fehleinschätzung der SVP Rauswurf-Befürworter/innen). Kurz: solange die antistaatliche, neoliberale Phase im Bürgertum virulent ist, ist an eine Mitte-Links-Regierung nicht zu denken. Unter den bürgerlichen Parteien gibt es derzeit viel mehr Wertegemeinsamkeiten als zwischen SP und reformbürgerlichen Kräften. 

9. Regierungsvereinbarung und variable Geometerie

Die CVP und einige SP-Fraktionsmitglieder liebäugeln mit einer rationalen Koalitionsvereinbarung unter den Regierungspartnern. Glaubt jemand, unsere SP-Fraktion könnte oder würde sich in eine solche Mehrheitsvereinbarung einbinden lassen? Oder bestimmte Flügel einer andern Fraktion würden sich von den Abmachungen ihrer nicht sehr starken und ebenfalls umstrittenen Fraktionsleitungen einbinden lassen? Eine Regierungs-Koalitionsvereinbarung müsste entweder sehr offen und undetailliert, etwa im Sinne einer Traktandenliste für die nächsten vier Jahre, ausfallen (ähnlich wie das jährliche Regierungsprogramm des Bundesrats, das niemand ernst nimmt); oder es müssten dann zeitaufwendige Programmarbeiten unter Einbezug der meinungsbildenden Fraktionsexponenten aller Bundesratsparteien laufen, die den parlamentarischen Prozess praktisch vorweg nehmen. 

Mir scheint, die Formel von der „variablen Geometrie“ der Parteien-Allianzen sei immer noch gültig. Sie wird naturgemäss von der SP und SVP stärker in Anspruch genommen als von CVP und FDP. Wechselnde Koalitionen bei wechselnden Geschäften erlauben ein effizienteres Regieren: die Fristenlösung mit einer Koalition von SP und FDP gegen die Konservativen; die Verhinderung der Abschaffung des Börsenstempels mit der Koalition SP und CVP gegen FDP und SVP; die Aussenpolitik mit SP und welschen Reformbürgerlichen gegen die „Insulaner“; usw. 

10. Verlässlichkeit und Vertrauensbildung

Interne Stabilität der Partei(en) ist die Voraussetzung für jede Allianz oder Koalition mit andern. Welche Regierungspraxis real auch immer praktiziert wird, sei es die heutige „Konkordanz“ oder sei es eine Mitte-Links-Regierung oder eine Koalition der variablen Geometrie, eine Bedingung muss in allen diesen Formen praktiziert werden, nämlich die Praxis der Verlässlichkeit und des Vertrauens. Die SP-Fraktion hat in der Legislatur 1999 – 2003 nicht den Eindruck der Zuverlässigkeit hinterlassen. Unter „Verlässlichkeit“ verstehe ich nicht einfach „Ja-sagen“ und auch nicht „Kompromisse-vorwegnehmen“, - auch ein klares Nein kann die Verlässlichkeit dokumentieren -, aber sie bedeutet, dass Absprachen, sind sie einmal getroffen, fraktionsintern abgestützt sind und nicht dem taktischen Spiel geopfert werden können. 

Zum Schluss, nach diesen 10 Erwägungen zur Konkordanzpolitik, stelle ich die Frage nach der Effizienz und Effektivität unseres Regierungssystems: Sind die Schweizer/innen politisch heute denn so ineffizient und entscheidschwach? Ein Vergleich des schweizerischen Regierungssystems mit ausländischen Systemen oder mit dem EU-Entscheidmechanismus, zeigt zwar viel längere Entscheidwege bei uns. Doch die Entscheidungs- und Gestaltungsfähigkeit und vor allem die Entscheidqualität und –nachhaltigkeit lassen sich durchaus vergleichen. Unsere Entscheide dauern viel länger, aber die Durchsetzung und Nachhaltigkeit sind zuverlässiger. Wenn wir keine Mutterschaftsversicherung haben, wenn wir absurderweise in der Schweiz die Erbschaftssteuern abschaffen, und wenn wir nicht UNO- und EU-Mitglied sind, dann kann man dies nicht dem Entscheidsystem in Regierung und Parlament anlasten, sondern es ist die Frage des Entscheidsystems mittels Volksentscheiden. Raimund Germann, der am dezidiertesten die Abkehr vom Konkordanzsystem plädiert hatte, musste in seinem Denkmodell die Volksrechte abschaffen oder stark beschneiden, um sein Regierungsmodell-Wunschbild kohärent zu verwirklichen. Konkordanzmodell und Volksrechte sind also zwei Kehrseiten ein- und derselben Medaille. 

Weil die Praxis der Volksrechte stark mit der organisationspolitischen Stärke der Partei(en) zusammenhängt, widme ich das nächste Kapitel der Organisationspoltitik in der Sozialdemokratie. 


Organisationspolitik in der SP

Wir sollten uns stärker mit der SP als Organisation und Bewegung beschäftigen.

Messen wir die Parteiorganisation an modernen Non-Profit-Organisationen, sind wir auf penible Art und Weise veraltet. Wir verlieren ständig Mitglieder und Sektionen, ohne dass jemand Alarm schlägt; und von systematischer Mitgliederwerbung oder Sektionsgründung ist keine Rede. Die Sektionen auf dem Lande haben grösste Mühe, die ihnen zustehenden Behördenposten und die parteiinternen Funktionen zu besetzen. Wir sind de facto fast nicht mehr Initiativen- und Referendums-fähig; - ein kleiner Trost, dass auch die FDP und die CVP nie mehr eine Initiative zustande brachten. Wir vernachlässigen die parteiinterne, parteibezogene Bildung und den politischen Diskurs. Wir sind kaum mehr fähig zu einer Kampagne und einer Projektorganisation, die diesen Namen verdient. 

Die Träger der organisationspolitisch zwei wichtigsten Funktionen, nämlich die Kantonalsekretäre und die Präsidenten der kantonalen, städtischen und kommunalen Sektionen, werden heute kaum mehr für ihr Amt geschult. Der linke Diskurs findet fast nur ausserhalb der SP statt, zum Beispiel in der Wochenzeitung (Woz), die die SP der ständigen Verratsthese aussetzt. 

Die letzten Generalsekretäre hatten sich um die Organisationspolitik – modern hiesse dies Organisationsentwicklung – kaum gekümmert. Sie verstanden sich selber als Politiker und nicht als Politmanager. Die Tagesthemen der Bundes-Bern Aktualität gehen und gingen vor. Die eindeutige und klare Wahl von Ursula Koch als Parteipräsidentin war ein Plebiszit der „Basis“, d.h. der Sektionsverantwortlichen und –aktivisten, dafür, dass sich die SP Schweiz vermehrt um sie kümmern möge, - eine enttäuschte Erwartung, wie man weiss. Auch in der Ära Bodenmann, dies sei festgehalten, ist die Mitgliederzahl gesunken, die Partei geschwächt, ja lahmgelegt worden; seine Organisation war eine „virtuelle Partei“, wie sich Franz Steinegger zynisch ausdrückte. 

Im Jahr 2000 verlor die SP Schweiz 300‘000 Franken durch ein völlig dilettantisch geplantes Mailing bei 400'000 eingekauften Adressen von älteren Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern. Die Hälfte der für die Nationalratswahlen zur Verfügung stehenden Geldmittel der SP Schweiz sind damit vertan. 

Die erfahrene Therese Fehlmann, die den ganzen betriebswirtschaftlichen Managementbereich wie Buchhaltung, Materialversand, Personalbetreuung  selbständig betreute, liess man einfach wegziehen. So wird für längere Zeit die betriebliche Seite eine offene Flanke bleiben.

Trotz aller weltanschaulicher Distanz zur SVP lohnt sich ein Blick auf die Organisationsentwicklung der Schweizerischen Volkspartei. Ich habe seinerzeit in den Schulungskursen der SP-Kantonalsekretäre das Buch „Zivilgesellschaft von rechts“ über die SVP des Kantons Zürich als Pflichtlektüre lesen und bearbeiten lassen. In diesem haben zwei junge, linke Politologen akribisch nachgezeichnet, wie Christoph Blocher die SVP Zürich aufbaute und zu einer Bewegung formte. (Hans Hartmann/Franz Horwath: Zivilgesellschaft von rechts. Die Erfolgsstory der Zürcher SVP. Realotopia Verlagsgenossenschaft 1995). Die Kantonalsekretäre waren beeindruckt, trotz der Rechtsideologie der Isolationistenpartei, und zwar wegen der systematischen Organisationsentwicklung in der SVP.

· Die Zürcher SVP betrieb seit den 70er Jahren systematische Mitgliederwerbung und Sektionsgründungen. Der damalige Parteisekretär, Hans Fehr, konzentrierte seine Arbeit auf Werbemassnahmen (Mitgliederwerbung, Sektionsgründung). Der gleiche Fehr leitet jetzt den Organisationsaufbau der Auns.

· Die SVP betrieb eine intensive Rekrutierung neuer Leute durch den Politik-Einstieg auf der Gemeindeebene, durch Redeschulung und Förderung. 

· Im Kanton Luzern gründete die SVP innert vier Jahren 42 neue Lokalsektionen.

· Blochers Meinung über die Parteisekretäre: Sie sollen nicht Politik machen; Politik machen die gewählten Politiker, sondern Parteisekretäre sind da für die Mitgliederwerbung, Mitgliederschulung und für den Organisationsaufbau. 

· Blocher verhöhnte die Zürcher FDP, während seiner rund zwanzigjährigen Tätigkeit als SVP-Kantonalpräsident hätten in der Zürcher FDP sieben Kantonalpräsidenten gewirkt. Jeder hätte das Präsidentenamt als blosse Aufstiegsleiter für seine Karriere in den National- oder Regierungsrat genutz, dann hätte er sich von der Parteiaufgabe abgemeldet. 

· Blochers SVP muss man als fremdfinanzierte, personenfixierte Rechts- und Antistaatsbewegung von Unzufriedenen einstufen. Doch ist es zu billig, die gewaltige Leistung in der Organisationsentwicklung zu ignorieren. Der Organisationsaufbau der SVP wird sich über Blocher hinaus als nachhaltig erweisen. 

Ich erwähne die Organisationspolitik und die Mobilisierungsschwäche der SP deshalb, weil dies auch einen Einfluss auf die Fraktionsarbeit hat und weil die Ignoranz der Fraktion gegenüber diesen Fragen wiederum die Partei schwächt. Wir sind nicht mehr referendumsfähig und deshalb machtlos oder geschwächt im System eingebunden. Wir legen zu wenig Gewicht auf die Leistungen des Generalsekretärs und Zentralsekretariats bezüglich Organisationsentwicklung der Partei. Was zählt, ist die Präsenz im täglichen Geschäft; die nachhaltige organisatorische Aufbauleistung findet keine Belohnung. Es wird bei einer andern Gelegenheit aufzuzeichnen sein, wie die Partei den Organisationsaufbau neu zu überdenken hat. 

Folgerungen: 

· Für die Zukunft der Sozialdemokratie sind die Organisationsentwicklung und die Betriebsführung ebenso wichtig wie die Tages- und Legislaturthemen, mit denen wir uns in Bundes-Bern beschäftigen.

· Mitgliederwerbung und Personalentwicklung sind zum Massstab bei der Beurteilung der Qualität der Parteileitungen zu machen.

· Dienstleistungen für die Sektionen, Bildungsarbeit, Qualität von interner und externer Kommunikation (auch Medienarbeit) müssen am Massstab einer modernen NGO gemessen werden.

· Das Management von Abstimmungen, Wahlen und Unterschriftensammlung muss professioneller werden und als Projektorganisation aufgezogen werden. 


Wer sind unsere Wählerinnen und Wähler?

Bisher hat noch niemand in der SP den Versuch, eine parteiinterne Wahlanalyse der Wahlen 1999 anzustellen und daraus wählerstrategische Schlussfolgerungen zu ziehen. Wer sind eigentlich die Wählerinnen und Wähler der SP ?

Eine Vorbemerkung: Wahlanalysen sind immer in der Gefahr, dass man das beweisen will, was schon immer gewollt oder behauptet wurde. Ich gehe mit dieser selbstkritischen Aufgeklärtheit an das vorhandene Auswertungsmaterial heran und versuche eine unvoreingenommene Wähler-Trendanalyse. Grundlage sind die effektiven Wahlresultate Deutschschweiz/Romandie, die uns Werner Seitz vom Bundesamt für Statistik speziell aufgearbeitet hat, sowie eine Wähleranalyse von Hans Hirter (Wahlen 1999, Selects, Bern/Zürich 2000). Ferner liegt uns eine ideologisch vorgeprägte „Radiographie de l’electorat du PSS“ vor, die Alexandre Mariéthoz aufgrund der Wahlen 1995 erstellt hat. Auf eine organisationspolitische Analyse des Nationalratswahlkampfs bezüglich Projektorganisation wird hier verzichtet. (Für die Geschäftsleitung SP Schweiz erstellte ich im Oktober 1999 eine schonungslose interne Evaluation der Projektorganisation Nationalratswahlen, auf deren Publikation richtigerweise verzichtet wurde.)

Objektive Wahlresultate

Wir stellen ausschliesslich auf Wähleranteile (Prozentanteile) der SP resp. des links-grünen Lagers (SP, PDA, Grüne) ab, und nicht auf Mandatszahlen, bei denen der Zufall und die Restmandatchancen eine Rolle spielen. Interessant sind für uns die Verschiebungen der Wähleranteile getrennt nach Sprachgruppen im vergangenen Jahrzehnt. Wir gehen davon aus, dass in der Regel das Niveau der Wähleranteile sehr stark historisch bedingt ist, während die Veränderung der Wähleranteile stärker durch die Politik und die soziologischen Verschiebungen der Vorjahre geprägt wird. 

Wähleranteil in % der SP Schweiz und der links-grünen Parteien


Nationalratswahlen




1987

%
1991

%
1995

%
1999

%
1 Periode 95-99
3 Perioden 87-99

Deutsche Schweiz




%
%

SP 
18,4
18,5
21,9
23,0
+ 1,2
+ 4,6

Total Links-Grün 

(SP, GP, PDA, POCH)
27,7
27,3
29,4
28,5
- 0,9
+ 0,8









Romandie







SP 
20,9
21,8
22,7
21,4
-1,3
+ 0,5

Total Links-Grün
31,5
30,2
33,6
33,5
- 0,1
+ 2,0









Tessin







SP 
9,3
7
17,1
18,7
+ 1,6
+ 12

Total Links-Grün
24,3
18,4
20,1
21,5
+ 0,4
- 2,8









Schweiz total     SPS
18,4
18,5
21,8
22,5
+ 0,7
+ 4,1

Quelle: BFS/Werner Seitz/29.12.99

Folgende Befunde sind aus der Wählerentwicklung abzuleiten

· Bei den Wahlen 1999 hat die Deutschschweizer SP den Wähleranteil um + 1,1% erhöht. In der Romandie fiel er um   -1,3% zurück, wobei Genf den Hauptanteil dieses Rückgangs verursachte . (Dieser Befund wurde in der Fraktion in Zweifel gezogen, aber von uns nochmals verifiziert. Auch unter Einbezug des ganzen links-grünen Lagers blieb der Anteil bei – 0,1% in der Romandie praktisch konstant.) Per Saldo stieg der SPS Wähleranteil im Jahre 1999 in der ganzen Schweiz um + 0,7%, nachdem er im Jahr 1995 einen beachtlichen Sprung von + 3,3% gemacht hatte. 

· In der längerfristigen Betrachtung, von 1987 bis 1999, erhöhte die SPS in der Deutschschweiz ihren Wähleranteil um + 4,6%, in der Romandie um + 0,5%. 

· In der Verteilung aller gesamtschweizerischen SP-Listenstimmen fielen die SP-Kantonalparteien der Romandie im Zeitraum 1987 – 1999 von 20 auf 16% Anteil.
Aufgrund dieser Wählerentwicklung kommen wir zu folgender Arbeitshypothese: Die SP verliert in der ganzen Schweiz von Wahl zu Wahl Wählerschichten im traditionellen Arbeitermilieu, und zwar hauptsächlich bedingt durch die soziologische Veränderung und durch den Rückgang des Sekundärsektors. Während in der Deutschschweiz die SP den Verlust durch Wähler/innen bei den neuen Mittelschichten hinzugewinnen und den Rückgang der Stammwählerschaft kompensieren konnte, konnte demgegenüber die SP in der Romandie nicht oder nicht im gleichen Mass Mittelschichten hinzugewinnen. 

Eine gewisse Differenz zwischen Deutschschweiz und Romandie zeigt sich auch in der berufssoziologischen Zusammensetzung der SP-Fraktion: Die grosse Mehrheit der Deutschschweizer SP-Fraktionsmitglieder sind heute selbständigerwerbend und freiberuflich tätig; die Mehrheit der Romands in der Fraktion sind (von den Rechtsanwälten abgesehen) Angestellte in öffentlichen oder gewerkschaftlichen Institutionen. Diese unterschiedliche Entwicklung in den Berufspositionen führen auch zu unterschiedlichen politischen Positionen („das Sein bestimmt das Bewusstsein“). 

Der Politikwissenschafter Hans Hirter bestätigt in seiner Nationalfonds-Untersuchung der Nationalratswahlen 1999 diese Mittelschicht-These. (Hans Hirter: Selects Wahlen 1999, Bern/Genf/Zürich 2000, S. 19). Der Wähleranteil der SP Schweiz 1999 22,5%. 

Bei den einzelnen soziologischen Kohorten war der SP-Wähleranteil nach Hirter wie folgt: 

· Überproportionaler Anteil der SP bei Wählenden mit hohem Bildungsgrad 32%, bei Führungskräften 29%, bei den Fachkräften Bildung/Soziales sogar 46%.

· Überproportionaler Anteil der SP bei Wählenden mit Haushalteinkommen über 9'000 Fr. pro Monat mit 31%; demgegenüber unterdurchschnittlicher Anteil bei Leuten unter 5'000 Fr. mit 19%.

· Überproportionaler Anteil der SP bei Wählenden in den grössern Städten und Agglomerationen mit 28%, unterproportionaler in den Dörfern mit 16%.

Die obige Arbeitshypothese wird ebenfalls gestützt durch eine ältere soziologische Wähleranalyse von Mariéthoz, die für die Wahlen 1995 und speziell für die SP-Wählerschaft erstellt worden ist. 

Mariéthoz teilt die Wählerschaft auf in folgende Schichten:

Arbeiterschaft: Qualifizierte und unqualifizierte Arbeitnehmer/innen mit resp. ohne Berufslehre

Mittelschichten: Kader, technische Intelligenz („Technocrates“) und soziokulturelle Berufe in Schule, Medien, Gesundheitswesen und Kultur

Daneben nennt er auch weitere Klassen wie Landwirte, freie Berufe und Kleinbürgertum. 

Soziologische Zusammenetzung der Wählerschaft Deutschschweiz/Romandie 

Wahlen 1995


Deutschschweizer Kantone

AG, BE, ZH
Welsche Kantone

GE, VD


Alle Wähler
SP Wähler
Alle Wähler
SP Wähler


%
%
%
%

Mittelschichten

(Kader, Techniker, Sozio-Kult.)


60,7
67,6
57,3
55,7

Arbeiterschaft

(Gelernte + Ungelernte)


23,0
21,6
28,4
37,6

Total
100
100
100
100

Aus der Analyse von Mariéthoz lassen sich für 1995 folgende Befunde ableiten:

· In den Deutschschweizer Kantonen (BE, ZH, AG) hat die SP bei den Mittelschichten einen markant überproportionalen Wähleranteil, in den welschen Kantonen (GE, VD) ist er knapp unterdurchschnittlich. 

· Bei der Arbeitnehmerschaft (Gelernte und Ungelernte) ist der Wähleranteil der SP in der Deutschschweiz leicht unterproportional, in der Romandie jedoch deutlich überproportional. 

· Von allen SP Wähler/innen sind in der Romandie 37,6% Arbeitnehmer/innen (Gelernte und Ungelernte), in der Deutschschweiz nur 21,6%. 

· Die Mittelschichten betrugen in der Deutschschweiz 1995 bereits 67,6% der SP Wählerschaft, also mehr als zwei Drittel. Aber auch in der Romandie betrugen sie mit 55,7% mehr als die Hälfte der SP Wählerschaft. (Jahr 1995).

· Zusatzbefund von Mariéthoz (nicht aus obiger Tabelle ersichtlich): Bei den Ungelernten unter der Arbeitnehmerschaft stimmten 1995 in der ganzen Schweiz 53,8% für die Rechte (SVP, Autopartei, Schweizer Demokraten) und nur 28,2% für die SP. In der Romandie stimmten jedoch 16,3% für die Rechte und 61,2% für die SP. Es ist deutlich, dass tatsächlich in der Romandie die Ungelernten mehrheitlich für die Linke stimmten, aber in der deutschen Schweiz für die Rechte. Mariéthoz leitet daraus ab, dass die SP zu wenig links politisiere und zu stark Mittelschichtenthemen verfolgt. Er verschweigt aber, dass die Ungelernten nur noch wenige Prozent der gesamten Wählerschaft ausmachen, nämlich 3,3% in der Deutschschweiz und 7,3% in der Romandie. Die gelernten Arbeitnehmer/innen betragen etwa 20% der gesamten Wählerschaft.(zusätzl.Hinweis: Alexandre Mariéthoz: La nécessaire recon-quête, undat.Paper) 

Selbst wenn die SP die sog. „Unterschichten“ wieder gewinnen wollte, ist dies elektoral keine Perspektive, weil das Wählerpotential bei diesen Schichten demographisch eingebrochen ist (resp. aus nichtwählenden Ausländern und Ausländerinnen besteht).

Es ist davon auszugehen, dass heute mehr als zwei Drittel aller SP-Wähler/innen aus der Mittelschicht stammen, also aus Kadern, Fachkräften, Führungskräften, Angestellten, technischer Intelligenz und pädagogisch-sozialen Berufen. In diesen Berufen und Schichten muss in Zukunft das Hauptrekrutierungsfeld der SP liegen. 

Die Gewerkschaftsmitglieder betrugen bereits 1991 nur noch 13% aller SP-Wähler/innen, heute sind es wohl weniger als 10%. Es ist davon auszugehen, dass die traditionellen Branchen des Sekundärsektors anteilsmässig weiter zurückfallen und deshalb auch die Rekrutierungsbasis zurückgeht.

Schwund des Sekundärssektors

Der Industrie- und Gewerbesektor (Sekundärsektor) zählte 1985 noch 37% der Erwerbstätigen, heute noch 25%. Er wird in diesem Jahrzehnt (2000 – 2010) auf unter 20% Anteil fallen. 

Demgegenüber hat der Tertiärsektor die 70%-Marke Erwerbstätigenanteil weit überschritten (wobei es in diesem Sektor auch un- und unterqualifizierte Erwerbstätige gibt). 

Selbst der linke Politologe Alexandre Mariéthoz, der die SP auf einen politischen Linkskurs fixieren möchte, hält es soziologisch für „komplett unrealistisch“, dass die SP wieder zu einer Partei der kleinen Leute und der am meisten Benachteiligten wird. Auch das französische „Jospin-Papier“, das sehr traditionell-sozialistisch daherkommt, hält fest: „Die Mittelschichten bilden heute das Herzstück unserer Gesellschaften.“ (Papier PSF zum Kongress der Sozialistischen Internationale 1999). 

Politische Überlegungen

Bei den obigen Analysen handelt es sich um soziologische Wähleruntersuchungen, d.h. um soziodemographische Abgrenzungsfaktoren der SP-Wählerschaft. Dies ist nicht zu verwechseln mit einer politologischen Betrachtung der Wertorientierung, der Verhaltensmuster und der politischen Ausrichtung. Mittelschichten heisst nicht notwendigerweise politische Mitte. (Wie erwähnt, ist der ideologisch besetzte Begriff „Mittelstand“ zu vermeiden.)

Der Politologe Hans Hirter stellte in der erwähnten Nationalfonds-Studie für 1999 folgende Selbsteinstufung der SP Wählerschaft fest

· 60% der SP-Wählerinnen und –Wähler stufen sich als „links“ ein

· 37% plazieren sich in der politischen Mitte

·   3% sehen sich „rechts“

Demgegenüber stuft sich die SVP-Wählerschaft fast spiegelbildlich auf der andern Seite des politischen Spektrums ein, nämlich 3% links, 39% Mitte und 58% rechts.

(Hans Hirter: Selects Wahlen 1999, S. 23).

Folgerungen für die Wählerstrategie der SP Schweiz: 

1. Eine ouvrieristische oder syndikalistische Politik zur Wiedergewinnung der Arbeiterschaft ist völlig ausgeschlossen, erstens, weil die soziologische Basis der traditionellen Arbeiterschaft in der Gesellschaft schmilzt, und zweitens, weil die Wiedergewinnung der an Blocher und an die Rechte verlorenen Arbeitnehmerschaft bedingen würde, dass die SP den Modernisierungsopfern mit fremdenfeindlichen, nationalistischen, kleinbürgerlichen und steuerfeindlichen Strategien entgegen- kommen müsste. Die Formel der SP-Präsidentin: „Die SVP-Wähler zurückgewinnen“ ist deshalb Wunschdenken und Sackgasse zugleich. Die Ungelernten unter der Arbeiterschaft sind bloss 3-5% der Wahlbevölkerung, die gelernten Arbeiterinnen und Arbeiter höchstens 20% derjenigen, die überhaupt an die Urne gehen.

2. Das einzige wachsende und zukunftsträchtige Wählerpotential im soziologischen Sinn sind für die Sozialdemokratie die Mittelschichten, die bereits heute weit über zwei Drittel der SP-Wählerschaft ausmachen. Dies heisst zum Beispiel die technische Intelligenz mit höherer Bildung, Kader, Angestellte mit guter oder höherer Bildung, allgemein pädagogisch-soziale Berufsgruppen, urbane Schichten. Ich betone: bei dieser Wählerpotential-Analyse handelt es sich um soziologische Kriterien, d.h. die statistischen Gruppen wurden aufgrund von Einkommens-, Bildungs- und Berufskriterien definiert, nicht aber durch die politische Orientierung. 

3. Die Schlüsselfrage der SP-Strategie lautet: Wie kann die SP die soziologischen Mittelschichten gewinnen ohne politisch in die Mitte zu rücken und „mittelmässig“ und „konturlos“ zu werden? Viele Aktive in der SP auch in der SP-Fraktion erschrecken ob der Forderung nach einer Mittelschicht-Wahlstrategie, weil sie die Mittelschicht (als soziologische Kohorte) mit der Politik der Mitte (als politische Werteorientierung) und der Mittelmässigkeit (als medienbezogenes Kriterium) verwechseln!


Zu dieser entscheidenden Schlüsselfrage möchte ich folgende Antwort geben (ich danke Jean Ziegler für seine Anregungen dazu): Wir haben die Mittelschichten mit einem moralischen und ethischen Anspruch zu gewinnen. D.h. wir können und müssen die Mittelschichten gewinnen mit einer Wertebotschaft für Gerechtigkeit und sozialen Zusammenhalt, für eine kollektive Verantwortung für die Schwächeren, für eine Modernität für alle (mit Betonung auf „alle“), für die Weltoffenheit, die Nachhaltigkeit (Ökologie) und den liberalen Gemeinsinn. Mittelschichten sind z.B. sehr gut für die Forderung nach einem Mindestlohn von 3000 Franken für alle Vollerwerbstätigen zu gewinnen. – Die Mittelschichten können sicher nicht gewonnen werden mit einem dogmatischen Rekurs auf den Traditionssozialismus oder einem sektiererischen Appell an eine Klassensolidarität oder andere traditionelle Identifikationsmuster!

4. Ein beträchtlicher Teil der Mittelschichten ist auf linke Themen ansprechbar. Mittelschicht-Strategie heisst, man muss die Mitte von links her, mit sozialen, ökologischen und gesellschaftsliberalen Themen besetzen. Wir brauchen also eine Kombination von traditionell linken Themen wie Umverteilung (Steuern, Löhne, Machtverteilung Arbeit/Kapital, Existenzsicherung Arbeitsplätze, soziale Sicherung, Existenzminimum) und Themen des sozialen Gemeinsinns wie liberaler Rechtsstaat, Gleichstellung, Öffnung und Internationalismus, Nachhaltigkeit und Ökologie. 

5. Wir müssen das Zentrum von links her besetzen. Die Erfahrung in ganz Europa ist, wie Ralf Dahrendorf aufzeigte, dieselbe: Wo sich die Linke in Europa im Zentrum festsetzt, sind die Konservativen in Bedrängnis. Wo die Linke von links her das Zentrum besetzte, vermochte sie die Neoliberalen und die Konservativen zu verdrängen. Wo sich die Linke jedoch in traditioneller, antiksozialistischer Rhetorik verrannte, verlor sie die Themenführerschaft und die Macht! 


Gewerkschaften und Sozialdemokratie

Die Gewerkschaften sind in einer wenig beneidenswerten Situation. Die soziologische Entwicklung schmälert ihre Rekrutierungsbasis. Während der Wirtschaftskrise, innert acht Jahren, hat der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB rund 70'000 Mitglieder verloren. Die Identifikation des einzelnen Gewerkschaftsmitglieds mit seiner Gewerkschaft nimmt ab, weil das Gefühl der Klassenzusammengehörigkeit schwindet und die Mobilität die Branchenzugehörigkeit auflöst. 

Schätzungsweise noch 10% aller SP Wählerinnen und Wähler sind heute Gewerkschaftsmitglieder. Und schätzungsweise ein Fünftel in der Deutschschweiz und ein Drittel in der Romandie aller SP-Wählenden sind gelernte oder ungelernte Arbeiter. (Zahlen aus voranstehendem Kapitel)

Mit Blick auf diese anteilsmässigen Eckwerte hat die traditionelle Gewerkschaftspolitik wahrscheinlich einen überproportionalen, die Angestelltenpolitik einen zu schwachen gestaltenden Einfluss auf die Politik der SP. 

Für die SP-Strategie sind folgende politischen Fragen von Bedeutung: Wie stark decken sich die Interessenvertretungen von SP und Gewerkschaften, und wie stark laufen sie auseinander? Wie stark behindert die SP mit ihrer Mittelschichtenstrategie die gewerkschaftliche Interessendurchsetzung? Und umgekehrt, wie stark behindern die Bindungen zur Gewerkschaft die SP bei ihrer politischen Durchsetzung? Kurz: Wieviel Synergien und wieviel Differenzen ? 

Wir haben in den letzten Jahren zunehmend grundlegende Politikdifferenzen zwischen der SP und dem Gewerkschaftsbund und auch bizarre Kurswechsel erlebt: 

· In der Europafrage kümmerte sich bis ca. 1995 fast niemand im Gewerkschaftsbund um die verbreiteten Arbeitnehmerängste, zum Beispiel die Ängste vor der Personenfreizügigkeit, vor Lohndruck und Arbeitsplatzangst gegenüber der Einwanderung. Vor der EWR-Abstimmung 1992 weigerte sich der SGB, flankierende Schutzmassnahmen zur Personenfreizügigkeit als Zustimmungsbedingung vom Bundesrat zu fordern. Wer von der Fraktion solche Massnahmen forderte, wurde mit der Eurogegnerschaft ettiketiert. Erst im Hinblick auf die bilateralen Verträge wurden solche Schutzmassnahmen tatsächlich auch von Gewerkschaften gefordert.

· Beim zweiten Beschäftigungsprogramm 1997-99 trugen wir mit dem SGB einen Konflikt aus, weil sich dieser Anfang 1997 anfänglich dagegen wehrte, eine Berufsbildungskomponente in das Arbeitsbeschaffungsprogramm aufzunehmen. Die Position der SP und der Angestelltenverbände („Gribs statt Gips“) setzte sich indes durch und führte immerhin zum Lehrstellenbeschluss I im Rahmen des erweiterten Beschäftigungsprogramms. 

· In der Fiskalpolitik wurde die SP kürzlich überrumpelt von einer überraschenden (und unbelegbaren)  gewerkschaftlichen Behauptung, Lohnprozente seien sozialer als Mehrwertsteuerprozente. In der Arbeitnehmerschaft ist tatsächlich ein zunehmender Steuerwiderstand zu erkennen, zum Beispiel wurden die Erbschaftssteuerabschaffungen in den Kantonen auch von vielen Arbeitnehmenden befürwortet. Die SP hat demgegenüber in ihrem Kampf gegen den Steuerpopulismus das Etikett einer Steuerhochhalte-Partei. 

· In der Ausländerintegration tun sich die Gewerkschaften besonders schwer. Während Jahrzehnten haben sie eigentlich wenig getan, die Berufsintegration der Ausländerinnen und Ausländer durch berufliche Nachholbildung, berufspraktische Ausbildung, Berufslehren usw. zu fördern. Noch 1997/98 weigerte sich der SGB, ein zusätzliches Forderungspaket, das die Berufsintegration und Nachholbildung von Ausländern vorsah, in die Liste der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit (Bilaterale) aufzunehmen. Heute stützt der SGB eine systematische Berufsintegration.

· In der Frage der Wettbewerbspolitik gehen die Meinungen über den Grad des Konsumentenschutzes bei den Parallelimporten, bei der Kartellgesetzrevision und beim Elektrizitätsmarktgesetz auseinander. Wer die Wettbewerbspolitik vernachlässigt, lässt den Konsumenten/die Konsumentin ungeschützt im Marktgeschehen (siehe später, Kursklärung 2).

Markante Ausschläge im politischen Kurs der Gewerkschaften sind auf innergewerkschaftliche Vorgänge zurückzuführen. Vor weniger als einem Jahrzehnt fuhr der SGB, wohl unter dem Einfluss Beat Kappelers, einen fast wirtschaftsliberalen Kurs, ignorierte alle flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit, versuchte Anfang der 1990er Jahre den Bund von Beschäftigungsprogrammen abzuhalten, usw. Derzeit hat das Pendel demgegenüber zum traditionellen Etatismus ausgeschlagen. In der Romandie sind die Gewerkschaften unter Druck von Alliance de Gauche, Soldarités und Parti du Travail sowie von ex-trotzkistischen Kreisen. 

Besonders der VPOD ist heute unter der Fuchtel der welschen Bewegungslinken links der SP, die zum Teil die Gewerkschaftsarbeit als Plattform gegen die Sozialdemokratie benützen. VPOD-Präsident Decarro stammt aus einer maoistischen Splittergruppe und führt heute noch eine sektiererische Politik. Ex-trotzkistische Kreise aus der Alliance de Gauche der Romandie und ex-Poch-Exponenten aus der Deutschschweiz waren massgeblich beim Durchdrücken des Referendumsentscheids gegen das Elektrizitätsmarktgesetz an der VPOD-Delegiertenversammlung vom Januar 2001 beteiligt. Das EMG-Referendum ist nicht zuletzt auch ein Ausfluss des Machtkampfs in der Linken der Romandie. 

Bekanntlich ist die seinerzeit sehr aktive und auf intellektueller Ebene sehr bewegte trotzkistische Partei eingegangen (Ligue Marxiste Revolutionaire/Sozialistische Arbeiterpartei SAP). In der deutschen Schweiz ist auch die Poch eingegangen, weil ihre Wählerbasis innert kurzer Zeit völlig einbrach. Danach haben die gleichen Leute mit der Fusion von Bresche/Brèche und Gewerkschaftlicher Rundschau das Monatsmagazin Moma gegründet, das in der Zwischenzeit auch eingegangen ist. Zum Teil die gleichen Leute versuchen nun ein Comeback über den VPOD, der über Nacht zu einer radikalen Plattform der etatistischen linken Meinungsströmung nach französischem Muster geworden ist. Es ist zu befürchten, dass es den VPOD – entsprechend der historischen Erfahrungen mit diesen Leuten – innert 10 Jahren nicht mehr gibt.

Die SGB-Führung ist angesichts der politischen Virulenz und der innergewerkschaftlichen Führungskämpfe in der Romandie in einer schwierigen Situation. Sie versucht, die gewerkschaftliche Einheit durch Konzessionen an die welsche Gewerkschaftslinke herzustellen, was ich für fatal halte: Nach der Präsidiumsära Rechsteiner wird die deutschschweizerische Gewerkschaftsbewegung geschwächt dastehen; und eine Spaltung oder Kurskorrektur wird trotzdem unvermeidlich sein. Diese Virulenz wird auch entsprechende Rückwirkungen auf die SP zeitigen.

Wer längere Zeit in und mit den Gewerkschaften gearbeitet hat, wird die Pendelausschläge der gewerkschaftlichen Strategien (diese gab es natürlich auch in der Partei) nicht mit vollster Disziplin nachvollziehen! 

Es wird eine zentrale Aufgabe der SP-Politik in Zukunft sein, dass sie ihren eigenständigen Kurs definiert und aus dieser Position heraus mit den Gewerkschaften und den andern Arbeitnehmerorganisationen (selbstverständlich auch mit Umweltverbänden) punktuelle Allianzen schliesst. Die automatische Gleichrichtung in der Wirtschaftspolitik muss zunehmend durch punktuelle und themenbezogene Absprachen abgelöst werden.  Beispielsweise wird die sehr treffende SGB-Kampagne „Kein Lohn unter 3000 Franken für eine Vollzeitstelle“ auch von der ganzen Sozialdemokratie und von ihren wohlhabenden Wählerinnen und Wählern voll mitgetragen. Anderseits muss die SP z.B. in der Wettbewerbspolitik in Abgrenzung zu den Gewerkschaften eine klarere, konsumentenfreundlichere Position markieren.


Sieben Kursklärungen für die SP-Politik

„In einer Zeit tiefgreifenden Wandels stellen sich die Sozialisten natürlich Fragen ihrer Identität“ so steht es im „Jospin-Papier“ zuhanden der Sozialistischen Internationale für den SI-Kongress 1999. 

Die Sozialdemokratie in ganz Europa stösst an neuralgische Punkte der Modernisierung und der neoliberalen oder konservativen Herausforderung. Diese zwingt die Sozialdemokratie zur Kursklärung. 

Ob französische, deutsche, holländische oder schweizerische Sozialdemokratie (die Situation der englischen Labour Partei halte ich nach 17 Jahren Thatcherismus nicht für vergleichbar): wir stehen vor wichtigen Kursklärungen oder sind bereits mittendrin. Die grosse Gefahr besteht darin, dass wir gerade in den neuralgischen Fragen in ideologische Sackgassen geraten, indem wir auf alte Glaubenssätze rekurrieren, die für die Menschen keine Antworten auf die neue gesellschaftliche Situation ergeben. Wir sind in der Gefahr, dass gerade in Themenfeldern, die eine Kursklärung erfordern, die linke ideologische Offensive bloss zur internen Machteroberung dient. Wozu dienen ideologische Glaubenssätze anders als der internen Machtgewinnung? 

Ich zähle hier sieben Schlüsselfragen auf, die wir mit einer linken und modernen Antwort angehen und mit neuen politischen Projekten füllen müssen: 

8. Unser Verhältnis zum Strukturwandel und zur Modernität

9. Unser Verhältnis zu Marktwirtschaft und Wettbewerb

10. Die Neudefinition des Staats, der Staatsfunktionen und Staatsbetriebe

11. Die Position zur Ausländerfrage und Ausländerintegration

12. Die Finanzierung der Sozialversicherungen in Zukunft

13. Die Frage der Steuern und des Steuerwiderstands

14. Die Globalisierung und die Begegnung der weltweiten neoliberalen Offensive.

Ich räume durchaus ein, dass die paradigmatischen Fragen mit diesen sieben „crucial questions“ nicht erschöpft sind. Es gibt weitere Kursklärungen zum Beispiel in der Armeefrage, der Bioethik, der Nachhaltigkeit, der Gleichstellung; und ich möchte nicht den Anspruch stellen, dass solche hier nicht vertieften Grundsatzfragen weniger Bedeutung hätten. 

Frage 1: Strukturwandel und Modernität

Strukturwandel und Modernität sind bei uns häufig negativ und defensiv besetzt, weil wir den Verlust an Besitzstand und sozialdemokratischen Grundwerten befürchten. Für uns Sozialdemokraten ist Modernität nicht irgendeine Modernität, sondern eine Modernität für alle. Sie ist eine gemeinschaftliche Modernität, die die Gerechtigkeit und den Anspruch auf gesellschaftliche Teilhabe miteinschliesst. 

Sozialisten sind meist Statiker. Wenn sich etwas bewegt, befürchten sie den Verlust des Besitzstands. Dadurch werden sie defensiv, konservierend, kulturpessimistisch-besorgt. Die defensive Besitzstandswahrungsstrategie verbaut dann oft die Chance, für die Menschen und speziell für die Arbeitnehmerschaft rechtzeitig Anpassungshilfen zu organisieren. 

Der Kapitalismus im Zeichen der Globalisierung und des Liberalismus hat ein neues,  dynamisches Gesicht. Wir müssen den Kapitalismus als Schumpeter’schen Kapitalismus verstehen lernen und im Rahmen eines raschen wirtschaftspolitischen Strukturwandels auch Chancen darin erkennen.

Joseph A. Schumpeter, ein Sozialist der Wiener Schule (1883-1950), skizzierte in seinem historischen Werk „Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie“ den Kapitalismus als ein Wirtschaftsmodell mit Strukturwandel. Nach dem Prinzip der „schöpferischen Zerstörung“ werden ständig traditionelle Industrien abgebaut, oft bis zum Verschwinden, und neue Unternehmen lassen neue Industrien, neue Technologien und Branchen entstehen. Dies ist das Bild des modernen Kapitalismus, wie ihn die Arbeitnehmer/innen in der Privatwirtschaft jetzt erleben:

31% der Beschäftigten in der Schweiz haben mit 24 Jahren bereits einmal den Beruf und die Branche gewechselt. 

56% der Beschäftigten haben mit 44 Jahren bereits mindestens einmal den Beruf oder die Branche gewechselt. 

Die Gewerkschaften waren bisher mit ihren Branchenverbänden auf diesen Wandel nicht vorbereitet. Sie haben zwar die Berufsbildung stets unterstützt, doch die Umschulung und Weiterbildung als notwendige berufspolitische Massnahme, um den Strukturwandel auch individuell zu bewältigen, haben sie schlicht verpasst. 

Was bedeutet es für einen 30- oder 40-jährigen Elektriker, Telefonmonteur oder FEAM, der in der Analogtechnik bestens ausgebildet ist und dessen gesamtes Know-how innert weniger Jahre nicht mehr gebraucht wird, der dafür aber plötzlich Anforderungen in Digitaltechnik erfüllen müsste? Was bedeutet heute Arbeitnehmer-Politik für einen Mechaniker, der alle paar Jahre die CIM-Anwendungspraxis wechseln muss und der sich längst als Angestellter und nicht als „Arbeiter„ versteht?

Für viele Beschäftigte sind es vor allem die Umschulung, Weiterbildung, Berufs- und Karriereentwicklung, die ihre Sorge erster Priorität ausmachen: Genüge ich noch beim nächsten Technologiesprung? Überlebe ich die nächste Umstrukturierung?

Es ist anzunehmen, dass schätzungsweise im kommenden Jahrzehnt 500'000 Erwerbstätige vom technologischen Strukturwandel betroffen sein werden, so viel wie in den 90er Jahren schätzungsweise mindestens einmal von der Arbeitslosigkeit betroffen waren. (Diese Zahlen sind als Grössenordnung zu verstehen; genaue Prognosen lassen sich nicht erstellen). 

Unter solchen Umständen ist die statische Anti-Modernisierungsstrategie einiger Gewerkschaften auch eine Politik an den Beschäftigten und an ihren Mitgliedern vorbei. Es ist z.B. nicht nachvollziehbar, dass es der SGB im Vorfeld zur Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 2000/2001 ausdrücklich ablehnte, die Arbeitslosenversicherung vermehrt für die Weiterbildung einzusetzen. 

Folgerungen: 

· Wir brauchen ein Lernprojekt „schumpeterscher Kapitalismus“, d.h. eine Analyse und ein Verständnis des Kapitalismus im Zeichen des Strukturwandels und unter der strukturverändernden Vorherrschaft des Shareholder Value.

· Die arbeitsmarktpolitische Priorität muss sich am Wandel und nicht am Besitzstand orientieren: Berufsbildung, Weiterbildung und Umschulung, auch Nachholbildung für Schwächere und Ausländer/innen, sind für uns Linke eine 



zentrales Modernisierungsprojekt der Wissensgesellschaft. Dieses Projekt wird sowohl von den Mittelschichten verstanden, wie es auch den traditionellen Arbeiterschichten nützt. (Bisher haben sich zwar Einzelfiguren in der SP für die Berufs- und Weiterbildung engagiert, aber dies ohne jede Unterstützung und Identifizierung durch die Parteileitung). 

· Auch Technologie-Modernisierungsprojekte gehören zur Begleitung des Strukturwandels: Etwa die (abgelehnte) Energieabgabe, die Informationsgesellschaft, Informatik-Schulen, Weiterbildungsprojekte. 

· Bildungsinvestitionen sind eine Investition zur Erhöhung der Produktivität. Sie sind im Zeichen der Globalisierung der wirtschaftsstrategisch wichtigste Faktor eines Landes, um sich in der internationalen Konkurrenzfähigkeit zu behaupten. 

· Müsste ich eine frauenspezifische Arbeitsmarkt- und Lohnstrategie formulieren, würde ich in erster Linie beim Faktor Berufs- und Nachholbildung ansetzen und geschlechterspezifische Qualifikationsstrategien und entsprechende Investitionen fordern und auslösen. 

· Die traditionelle keynesianische Politik ist mit der schumpeterschen Strategie zu verbinden. In den 1990er Jahren war die Linke (und zwar Gewerkschaften und SP gemeinsam) erfolgreich mit ihrer keynesianischen Strategie und mit dem Kampf gegen die Monetaristen. Die Freisinnigen und Laisser-faire-Liberalen haben beim Kampf gegen die Rezession nichts, aber auch gar nichts beigetragen! In der heutigen Epoche der gutgehenden Konjunktur braucht es nun neu eine berufsbildungspolitische Sicherung des Strukturwandels. 

· In den 90er Jahren sind die Bildungsausgaben der öffentlichen Hand praktisch stagniert, real sogar gesunken. Der Kampf muss nun auf eine Anhebung der öffentlichen Aufwendungen für die Grundbildung, Berufsbildung und Weiterbildung hin tendieren.

Frage 2: Wie stehen wir zur Marktwirtschaft und zum Wettbewerb?

Wir haben heute gar keine andere Wahl, als die Marktwirtschaft zu akzeptieren. In Anlehnung an den Parti Socialiste Français PSF möchte ich formulieren: Wir akzeptieren eine „économie du marché“, aber wir wollen nicht eine „société du marché“! Wir müssen unser Verhältnis zum Wettbewerb neu formulieren. 

Die Bevölkerung verbindet Wettbewerb vor allem mit tieferen Preisen, zum Beispiel sinkenden Handy- und Telefonkosten. Viele Linke pflegen demgegenüber eine dogmatische Abwehr gegen den Wettbewerb, weil sie diesen (eine Begriffskonfusion) reflexartig mit dem Kapitalismus gleichsetzen. 

Viele Linke sind sich zu wenig bewusst, dass heute über den Markt und die Marktpreise gewaltige Umverteilungsprozesse zulasten der Haushalte und zugunsten der Konzerne stattfinden. Zwar ist das alte Kartell, d.h. die Wettbewerbsbehinderung über Kartellabsprachen, (fast) tot; hingegen werden die Konsumenten geschröpft durch Marktmonopole der Konzerne und durch die Marktabschottung der Hochpreisinsel Schweiz. Parallelimporte werden auf der ganzen Linie soweit wie möglich unterdrückt, d.h. in der Schweiz wird bei Markenprodukten und patentierten Erzeugnissen soweit wie möglich ein einziger Alleinvertreiber zugelassen, der die Preise diktiert. Die Hochpreisinsel Schweiz bewirkt, dass Konsumenten Milliarden zuviel bezahlen. Dies gilt nicht nur für Pharmaprodukte, sondern für Autoersatzteile, Computerprogramme, Computerspiele, Parfüms und hundert Markenprodukte von Levi‘s bis Lacoste.

Nicht erstaunlich, dass die Worthelden des Wettbewerbs, der Vorort (economiesuisse) und der Gewerbeverband, eigentlich den Wettbewerb ablehnen und die Weko und den Preisüberwacher für überflüssig halten. 

Unter den Wirtschaftsliberalen gibt es zur Wettbewerbsfrage einen historischen Streit: die klassischen Altliberalen und die Neoliberalen sind zwar (verbal) für den Wettbewerb, möchten aber diesen ohne Staat sich selbst spielen lassen. Die Ordoliberalen demgegenüber wollen eine aktive Staatstätigkeit, die den Wettbewerb tatsächlich organisiert und sichert, zum Beispiel die Wettbewerbskommission.

In der Tradition der Arbeiterbewegung hat die Linke die monopolistische Marktbeherrschung durch private Kartelle oder Monopole stets bekämpft. Man sprach vom Kampf gegen „Trusts“. Es war auch stets mit Hilfe der Linken, dass überhaupt eine Kartellgesetzgebung in der Schweiz zustande kam. 

In der dogmatischen Abwehr gegen den Liberalismus wurden wir in jüngster Zeit zweideutig gegenüber der Wettbewerbsfrage.

· SP und Gewerkschaften unterliessen die Unterstützung der Arzneimittelinitive und verpassten eine Chance, den kleinen Leuten die hohen Medikamentenpreise und die Macht der Pharmalobby vor Augen zu führen.

· Der SGB bekämpfte sogar die Verschärfung des Kartellgesetzes in der Vernehmlassung und demonstrierte ein Verhalten in der Kartellpolitik, die mit jenem des Gewerbeverbands und der vereinigten Wettbewerbsverhinderer in der Wirtschaft gleichgerichtet ist. (Es geht um die Einführung einer Busse bei Kartellabsprachen, um Dokumentenbeschlagnahmung, Kronzeugenregelung für Kartellmitglieder usw.).

Folgerungen: 

Der Markt ist nicht gerecht, er ist bloss effizient. Das wissen wir. Wir wissen auch, dass Marktpreise die ökologische Kostenwahrheit nicht ausdrücken, d.h., dass externe Kosten entstehen, die der Allgemeinheit oder dem Staat angelastet werden. Aber zum Wettbewerbsmarkt gibt es keine Alternative. Der Wettbewerb kann und muss mit klaren Marktordnungen geregelt werden: 

· Das Kartellrecht ist zu verschärfen, zum Beispiel durch Bussen bei Wettbewerbsbehinderung. Die blosse Preisüberwachung ist keine Alternative, sondern nur eine Ergänzung, und nur in begrenzten Fällen effizient.

· Wo es nötig ist, sind dem Wettbewerb soziale und ökologische Leitplanken zu setzen. (Ein Beispiel dafür ist das Elektrizitätsmarktgesetz, das immerhin zwei Dutzend Regulierungen zur sozialen, ökologischen und versorgungspolitischen Absicherung enthält).

· In klar definierten Fällen, zum Beispiel bei Kulturproduktion, Büchermarkt und Medien ist der freie Wettbewerb explizit auszuschliessen. Dies ist nötig, um das Verfassungsziel der „kulturellen Vielfalt“ sicherzustellen. Gesellschaftliche Infrastrukturen und öffentliche Güter müssen nicht dem Wettbewerb unterstellt werden. Zum Beispiel die Schulen, Bildungseinrichtungen, Kultureinrichtungen, Radio und Fernsehen,  Entsorgung sollen weder dem freien Wettbewerb unterstellt noch privatisiert werden. 

· Wer jedoch auf den Gütermärkten den Wettbewerb nicht zulässt oder verhindert, liefert die Konsumenten und Konsumentinnen schutzlos den monopolistischen Marktstrukturen aus, mit den Folgen einer gigantischen Einkommensumverteilung zugunsten der marktmächtigen Anbieter. Es ist peinlich, dass in dieser wichtigen Verteilungsfrage die Linke durch die jüngste Wettbewerbsfeindlichkeit des gewerkschaftlichen Lagers gespalten wird. 

Frage 3: Unser Verhältnis zu Staat und Staatsbetrieben

Die Veränderung „kapitalistischer“ Verhältnisse und die kollektive Verantwortung für die Schwachen muss über den Staat laufen; die Politik hat das Primat über die Wirtschaft;  - dies ist das Grundcredo der Sozialdemokratie seit Lasalle, Kautsky und Bernstein. Wir wollen die Veränderung über demokratisch gewählte Organe der Staatsgewalt; und das war ja auch die gemeinsame Basis der Sozialdemokratie und liberalen Gründerväter dieses Staats.

Demgegenüber steht der Wirtschaftsliberalismus, der die Wirtschaftssteuerung dem Markt überlassen will. Aus dem traditionellen (klassischen) Liberalismus wuchs der Neoliberalismus und dieser war die Basis für den heutigen Marktfundamentalismus eines Teils der Rechten, der dogmatisch alle gesellschaftlichen Probleme den Selbstregulierungs- und Selbstheilungskräften des Marktes überlassen will. (Hinter dem primitiven, dogmatischen Marktfundamentalismus von F.A. von Hayek, Reagan, Thatcher oder Blocher steht normativ und unbewusst der Menschheitstraum vom „Wilden Westen“, in welchem „freie Menschen“ „in Freiheit“ sich ein „freies Stück Land“ aneignen und sich „frei aller Zwänge“ entfalten können).

Die neoliberale Welle der 90er Jahre ist einerseits eine fundamentalistische Attacke auf den Staat, seine Steuereinnahmen, Strukturen und Dienstleistungen. Für die Sozialdemokratie ist sie anderseits die grösste politische Herausforderung in ihrer Geschichte. Sie wird zur Verteidigung staatlicher Strukturen gedrängt, selbst wenn diese Strukturen nicht von ihr selber stammen.

Das Problematische, ja die Tragik, bei manchen Linken ist, dass sie sich gezwungen fühlen, einfach das Gegenteil von dem zu vertreten, wonach die Neoliberalen rufen: Also möglichst viel Staat, keinen Markt und keinen Wettbewerb, dafür mehr staatliche Regulierung und keine Globalisierung. Damit gerät die Linke in eine Falle. 

Dies führte zur absurden Konstellation, dass Sozialdemokraten etwa die Electricité de France als Vorbild eines Staatsbetriebs preisen, obschon die EdF einer der korruptesten, verantwortungslosesten und subventionshungrigsten Staatskonzerne überhaupt ist (Creys-Malville, Mol usw.) Diese linke Defensivhaltung führte zur ebenso absurden Situation, dass Sozialdemokraten zu Verteidigern ineffizienter, bürokratischer Strukturen und von Beamtenprivilegien, welche den Staat diskreditierten, geworden sind oder dass sie plötzlich der staatlichen schweizerischen Elektrizitätsplanwirtschaft mit ihren Atommonopolen nachtrauern. Dem Marktfundamentalismus der neoliberalen Rechten wird von links zuweilen ein dogmatischer etatistischer Traditionalismus gegenübergestellt. 
Mit dieser Polarisierung sind wir an einem Punkt, der uns ins Dilemma stürzt und spaltet. Wer die Konsumentenseite vertritt, akzeptiert den geordneten Wettbewerb und das Dienstleistungsangebot Privater; wer die Beamtenseite vertritt, beharrt auf etatistischen Besitzstandsformeln. 

Die SP-Fraktion stand in der Legislaturperiode 1995-99 allzu locker den Liberalisierungstendenzen gegenüber. Moritz Leuenberger verletzte mit einer folgenschweren Fehleinschätzung sowohl das oben erwähnte sozialdemokratische Staatscredo als auch die traditionell-bürgerliche nationalstaatliche Symbolik von Service public, PTT, SBB, 28-Tonnenlimite usw. Die SP-Fraktion setzte sich zwar gegen die Privatisierung zur Wehr, aber der Liberalisierung (die notabene auch von Peter Bodenmann und seiner Truppe unterstützt wurde) setzte sie wenig Schranken. (Ich muss einräumen, dass ich im Falle der PTT lange der Idee anhing, Post und Telecom unter einem Holdingdach zu behalten, um die nötige Querfinanzierung der Postdienste durch die Fernmeldedienste zu gewährleisten, was sich politisch aber als illusionär erwies und nicht einmal von der zuständigen Gewerkschaft aufrechterhalten wurde).

Mit dem verabschiedeten Parteitagspapier vom Oktober 2000 (Lugano) hat die SP Schweiz eine mittlere und mehrheitsfähige Kompromisslinie gewählt: Service Public im Sinne eines „Service au Public“ ja, Zulassung von Wettbewerb ja, aber Privatisierung von Service Public-Betrieben nein. 

Die Liberalisierung der Märkte lässt sich mit Gesetzen oder Referenden kaum aufhalten. Die Einführung von Wettbewerbsbedingungen und von Zweit- und Drittanbietern ist bei Telecom- und Postmärkten gar durch Gatt/WTO-Bedingungen erzwungen. Im Strommarkt wird die Liberalisierung de facto durch die europäischen Rahmenbedingungen erzwungen (schweizerische Wasserkraftwerke erhalten ohne Reziprozitätsrechte keinen direkten Marktzugang zu europäischen Elektrizitätsmärkten). Im Schienenverkehr zwingen ebenfalls Marktüberlegungen zu einer Zulassung Dritter. Kurz: die Liberalisierung ist schon im Gang und wird weiterlaufen. 

Das Elektrizitätsmarktgesetz EMG ist für mich ein Leitbeispiel, wie der Liberalisierung zu begegnen sei, nämlich durch Schaffung einer neuen wettbewerbstorientierten, aber gesetzlich festgelegten Marktordnung mit sozialen und ökologischen Leitplanken. Das EMG erhält zwei Dutzend neue, bisher nicht vorhandene Gesetzregulierungen zum Schutze der Arbeitnehmerschaft, der Konsumenten, der flächendeckenden Versorgung, der Ökologie und der Wasserkraft. Es ist für mich, bei allen Mängeln, grundsätzlich die richtige und wegweisende Art, wie wir von links her der Liberalisierung begegnen: Klare Wettbewerbszulassung mit klaren Marktordnungen durch ökologische und soziale Leitplanken, kein wilder, chaotischer Wettbewerb, keine Privatisierung von Staatsbetrieben, aber, soweit ökonomisch effizient, eine Gleichbehandlung von staatlichen Betrieben und Privatanbietern. 

Folgerungen für die SP-Politik: 

· Für jedes öffentliche Gut braucht es eine separate und zielgerichtete Marktordnung. Regulierung und Deregulierung kann nur konkret, aufgrund der realen Ausgestaltung des Marktes und der globalen Rahmenbedingungen festgelegt werden. Jede dogmatische oder schematische Lösung wird der konkreten Markt- oder Dienstleistungssituation nicht gerecht.

· Liberalisierung und Zulassung von Wettbewerb muss nicht auch Privatisierung von öffentlichen Betrieben und Dienstleistungen heissen. Die Privatisierung, verbunden noch mit einem Börsengang, entspricht nicht unsern ordnungspolitischen Vorstellungen. Selbst wenn ein Betrieb mit einem Minderheitsanteil an der Börse gehandelt wird (z.B. bei Swisscom werden ca. 35% Aktienkapital als Publikumsaktien gehandelt) ist er in die Logik der Shareholder-Zielsetzungen eingebunden. Ich würde z.B. derzeit kein Elektrizitätsnetz der Privatisierung oder gar dem Börsengang überantworten, doch das Elektrizitätsmarktgesetz ist nötig, weil es ein Schutzgesetz für den Kleinkonsumenten und den „Service au Public“ ist.

· Die SP muss klar zeigen, dass der  „Service Public“ für alle gilt, konsumentenorientiert, konsumentenschützend und umweltschützend orientiert ist und nicht ein privilegienerhaltender „Service aux fonctionnaires publics“ ist. Der „Service au Public“ ist ein Teil der „économie de la proximité“ (Ökonomie der Nähe), die den Bürgerinnen und Bürgern direkt und sichtbar dienlich ist.

· Wo de facto oder aus Effizienzgründen ein Monopolangebot von Dienstleistungen (weiter)besteht, braucht es besondere gesetzliche Regulierungen zum Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten und zur Sicherstellung des Angebots für alle. Dies gilt vor allem für Elektrizitäts-, Gas- und Eisenbahnnetze, die alle als physikalische Monopole zu betrachten sind. Dies gilt indes nicht für Telecommärkte, auf denen ein zunehmendes pluralistisches Angebot zum Spielen kommt (z.B. Mobiltelefonie, Glasfasernetze oder Stromnetze usw.).

· Nachbemerkung: Die obigen Grundsätze sind Makulatur, wenn die „Service Public“-Strategie zu einem Kampfthema zwecks Eroberung des Einflusses innerhalb der Linken wird. Die Exponenten von der Alliance de Gauche und von Soldarités (Romandie) haben diese Themen im Sinne einer ideologischen Offensive und eines Machtkampfs innerhalb der welschen Linken ausgewählt. Solange diese ideologisch-bewegungspolitischen Motive im Vordergrund stehen, wird das Thema der staatlichen Dienstleistungen dogmatisch abgehandelt werden und wohl auch die Linke spalten.

Frage 4: Klärung der Ausländerpolitik

Die mangelnde Integration der Ausländerinnen und Ausländer ist m.E. das wirklich ungelöste Problem unseres Landes. Die Ausländerfrage ist auch das Thema, mit dem Blocher am stärksten polarisiert. Solange die Integrationsfrage nicht angegangen wird, werden Blocher und die populistische Rechte die Ängste der Modernisierungsopfer in der Bevölkerung ausnützen und gegen das „System“ und die andern Parteien richten. 

Die Nichtintegration der Ausländerinnen und Ausländer ist die grosse Unterlassungssünde aller Parteien, nicht nur des Bürgertums. Die Linke hat zwar stets die Humanität betont, aber die realen beruflichen und poltischen Integrationsmassnahmen auch nicht systematisch verfolgt.

· In den 60er. 70er und 80er Jahren wurden unqualifizierte Arbeitskräfte im stillen Einvernehmen zwischen Arbeitgeberseite und Arbeitnehmerorganisationen im Ausland rekrutiert. Die in Jugoslawien rekrutierten Bauarbeiter wurden jeweils aufgrund der Rekrutierungslisten der Arbeitgeber bereits am Grenzbahnhof in die Gewerkschaft aufgenommen.

· Im gegenseitigen Einverständnis zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite wurden die eingewanderten Erwerbstätigen als unqualifizierte Arbeitskräfte eingesetzt. Von einer späteren Berufslehre oder Nachholbildung war nur in Ausnahmefällen die Rede.

· Die Rekrutierung von unqualifizerten Arbeitskräften im Ausland führte zu einem Wachstum in die Breite in strukturschwachen Branchen, zu einer schwachen Entwicklung der Arbeitsproduktivität und zur Lohntiefhaltung – und mithin zu einem ungelösten Integrationsproblem.

In der Ausländerfrage gibt es zwei sensible Tabus, eines bei der Rechten und eines bei der Linken.

Die Rechte will unter keinen Umständen wahrhaben, dass die eingewanderten Ausländer/innen mehrheitlich im Lande verbleiben und deshalb verweigern sie die Einbürgerung und Integrationsmassnahmen. Im Hintergrund steht unausgesprochen der Traum, die Eingewanderten würden mal wieder das Land verlassen und die heile Welt wiederherstellen.

Die Linke wiederum will unter keinen Umständen eine zahlenmässige Beschränkung der Einwanderung, und deshalb verhinderte sie auch Kompromisse und verlor siebenmal hintereinander eine asylpolitische Abstimmung. Hinter diesem Verhalten steht die idealistische Vorstellung einer multikulturellen Gesellschaft mit problemloser Mobilität und Integrationsfähigkeit.

Opfer dieser unversöhnlichen, fundamentalistischen Position sind die hier verbleibenden Ausländerinnen und Ausländer, insbesondere die Frauen: Die Integrationsmassnahmen und die Einbürgerung bleiben auf der Strecke, weil sie nie zum Gegenstand eines Kompromisses wurden. Eigentlich müsste eine Einigung zwischen der Linken und den Reformbürgerlichen angestrebt werden, die (sehr undifferenziert formuliert) auf der Formel basiert: Beschränkung der Zuwanderung und dafür bessere Ausbildung und Berufsintegration sowie gesellschaftliche Partizipation der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer.

Bei einer Kompromisssuche muss auch eine Einigung gefunden werden, was überhaupt Ausländerintegration heisst. In einem Land, in dem die Selbstwertdefinition sehr stark über die Arbeit läuft, heisst Ausländerintegration vor allem auch berufliche Integration! Das heisst, die Anstrengungen müssen einerseits über den Sprachunterricht und anderseits über die berufliche Ausbildung, die Nachholbildung und die berufspraktische Ausbildung laufen.

Folgerungen für die Ausländerpolitik: 


Wir müssen die gesellschaftliche Realität wahrnehmen, was in den multikulturellen Quartieren vor sich geht, was auf den Schulhöfen und in den Klassenzimmern abläuft, wenn wir unser Ausländerpolitik definieren. Grundsatz einer humanitären Ausländerpolitik sollte sein:  Wer hier ist, wird voll integriert und konsequent gleich behandelt; doch die Frage der Beschränkung der Neuzuzüger resp. der Personalrekrutierung im Ausland darf kein Tabu mehr sein ! (Ausnahmen: Flüchtlingsmigration und EU-Personenfreizügigkeit).

· Im neuen Ausländergesetz braucht es neben einem Integrationsartikel auch eine festgelegte Zuweisung der Ausländerinnen und Ausländer zu einer Berufsberatung, und zwar durch die Ausländerbehörde (Fremdenpolizei). Die meisten Ein-


gewanderten kennen das schweizerische Berufsbildungssystem kaum, weil in ihren Herkunftsländern keine Berufslehre nach unserem System besteht. Berufsberatung und Coaching müssen dann von speziellen kantonalen Berufsberatungsstellen oder von Ausländerorganisationen gegen Bezahlung übernommen werden. Es braucht zudem einen Mindeststandard für die Sprachbildung der zugewanderten Ausländerinnen und Ausländer, und zwar auch für die Nichterwerbstätigen. 

· Es braucht einen neuen Anlauf für die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern, mindestens jene der zweiten und dritten Ausländergeneration. (Das Programm Metzler zur Einbürgerungsfrage ist ambitiös aber sehr unterstützungwürdig).

· Es braucht einen besonderen Bundesbeschluss mit einem Mehrjahreskredit für die berufliche Integration von Ausländerinnen und Ausländern. (In der interfraktionellen Arbeitsgruppe Ausländerintegration, Leitung Regine Aeppli, wurde die Grössenordnung von 500 Mio. Fr. Zusatzkosten pro Jahr, verteilt auf Bund, Kantone und Gemeinden errechnet. 

· Das Berufsbildungsgesetz BBG und das Arbeitslosenversicherungsgesetz AVIG sind verstärkt auch auf die Ziele der Integrationspolitik auszurichten. 

· Es braucht - der heikelste Punkt -  eine Verständigung über die Beschränkung der Zuwanderung von Ausländern ausserhalb der Asylrechts und der EU-Personenfreizügigkeit. (Die beiden völkerrechtlich geregelten Zuwanderungsautomatismen Asylrecht und EU-Personenfreizügigkeit stehen nicht zur Diskussion und werden nicht angetastet.). Konkret ist z.B: die Rekrutierung von unqualifizierten Billig-Hilfskräften für die Landwirtschaft und Hotellerie in Osteueropa aus ökonomischen und politischen Gründen abzulehnen. Branchen oder Betriebe, die nicht in der Lage, mindestens portugiesische Arbeitskräfte mit 3'000 Franken Monatslohn pro Vollzeitstelle zu bezahlen, sollen nicht durch staatlich geschütztes Lohndumping noch aufgebläht werden. Für die Rekrutierung von Personal im Ausland (ausserhalb der Personenfreizügigkeits- und Asylgesetzgebung) sind klare Zuwanderungsschranken einzubauen und auf hochqualifizierte Fachkräfte und Spezialisten zu beschränken. (Es ist mir bewusst, dass diese These sehr bald mit dem perfiden Vorwurf der Fremdenfeindlichkeit bekämpft wird, aber die Diskussion muss auch in der Linken geführt werden).

· Betriebe, die Sonderkontingente für Ausländer/innen beanspruchen, sollten nur Bewilligungen erhalten, wenn sie selber Personal ausbilden und sich in der Berufsbildung und Nachholbildung betätigen.

Frage 5: Finanzierung des Sozialstaats

Der Wohlfahrtsstaat ist das politische Jahrhundertprojekt der Sozialdemokratie. Das sozialdemokratische Sozialversicherungsprinzip mit dem Generationen-Vertrag wurde 1890 von den Neuenburger Sozialisten erstmals gefordert; 1918 wurde es als Generalstreik-Forderung propagiert und nach dem Zweiten Weltkrieg, erst 1948, als Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung AHV eingeführt. Inzwischen ist das ehemals als sozialistisch verschriene Wohlfahrtsstaatmodell zur unantastbaren Staatsdoktrin geworden, und das Bürgertum weiss kaum mehr, wer es lanciert hat.

Doch wird die Glaubwürdigkeit durch die Zweifel an der Finanzierbarkeit der Sozialversicherungen unterhöhlt, teils durch eine rechtsbürgerliche Verunsicherungsstrategie (gefördert auch durch die Interessen der Privatassekuranz), teils aber durch die Ignoranz und die fehlenden Antworten der Linken genährt. Diese Verunsicherung ist nicht ein schweizerisches Unikum; alle sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien Europas sind durch die Finanzierungsfrage (vor allem durch die Alterung der Bevölkerung und das Weiterwachsen der Gesundheitskosten) herausgefordert.

60% der Schweizerinnen und Schweizer unter 40 Jahren und zwei Drittel der 40- bis 50-Jährigen halten die AHV finanziell nicht mehr für gesichert. (SRG-Wahlbarometer, 6. Welle 1999). Sie glauben nicht mehr, dass ihnen persönlich die AHV-Leistungen dereinst voll zur Verfügung stehen werden. Damit ist das Fundament der sozialen Solidarität und des Generationenvertrags in Gefahr. Die Sicherung und der Ausbau der Sozialversicherungen wird in Frage gestellt. Denn, wer nicht mehr glaubt, er/sie erhalte dereinst die AHV-Zahlungen, ist auch nicht für den Ausbau des Sozialstaats zu gewinnen und baut umso mehr auf die Privatversicherungen (3. Säule) und das Aktiensparen. 60% der Nein-Stimmenden gegen die Mutterschaftsversicherung begründeten ihre Ablehnung mit Zweifeln an der Finanzierbarkeit generell. (GfS/Universität Bern: Abstimmungsanalyse VOX 13.6.99). Ähnlich waren die Verhaltensmotive bei den Rentenalter-Abstimmungen.

Die Sozialdemokratie ist hinsichtlich der Finanzierung der Sozialwerke in eine Glaubwürdigkeitslücke geraten. 

· 1995 wurde die Finanzierungsdebatte mit dem ersten Bericht der Interdepartementalen Arbeitsgruppe Finanzierung Sozialversicherungen (IDA-FiSo) von der Rechten ausgelöst. Der SGB reagierte mit der Kritik an den Wachstumsannahmen und spielte darauf die Finanzierungsfrage herunter, was ihn schlicht in die Glaubwürdigkeitsfalle laufen liess. Selbst wenn der IDA-FiSo-Bericht mit seinen Annahmen zu pessimistisch war, hätte man das Thema der AHV-Finanzierung nicht abwehrend, sondern offensiv angehen müssen. 

· Die Auftritte von SP-Exponenten, die die Finanzierungsfrage ständig herunterspielen und auf die Forderung nach höherem Wirtschaftswachstum ausweichen, sind nicht einmal bei der eigenen Wählerschaft mehr glaubwürdig. Die Kompetenzzumutung in Sachen Sozialversicherungsfinanzierung ist auf einem Tiefpunkt. 

· Der derzeitige deutliche Überschuss in der AHV-Rechnung (Jahre 1999/2000/2001) entspannt die momentane Situation, ist aber nur vorübergehend und vor allem bedingt durch das Mehrwertsteuer-Prozent, das bereits anfang 1999 statt wie ursprünglich vorgesehen im Jahr 2002 eingeführt worden ist. Dieses brachte fast 2 Mrd. zusätzliche Mittel in den AHV-Fonds.


Die AHV benötigt aber zur Finanzierung des Altersaufbaus (demographische Veränderung) Jahr für Jahr gut 500 Mio. Franken mehr an zusätzlichen Mitteln, ungeachtet des Konjunkturverlaufs. Im Jahr 2010 sind die jährlichen AHV-Leistungen real (ohne Teuerung und ohne Leistungsveränderung) um 5,3 Mrd. Franken pro Jahr höher als 2001, einfach bedingt durch den veränderten Altersaufbau. Auch nach 2001 wird der Zusatzbedarf wegen der Alterung weitersteigen. 

· Eine rein mathematische Prognose der AHV-Fonds-Leitung für das 2010 prognostizierte einen Überschuss in der AHV-Rechnung. Doch diese Rechnung kalkuliert die zusätzlichen Mehrwertsteuer-Mittel der 11. AHV-Revision (+ 1½ MWSt-Prozente) mit ein und nimmt an, dass die Gesamtlohnsumme in der Schweiz von 2004 bis 2010 Jahr für Jahr nominell um 3,5% zunehmen wird, - eine m.E. gefährlich optimistische Rechnung. 

· Mit unserer Volksinitiative „Gesundheit muss bezahlbar bleiben“ kommen wir erneut in ein Glaubwürdigkeitsproblem bezüglich der Finanzierung: Die Initiative erfordert, dass die obligatorische KV-Prämien von 15 Mrd. Franken über den Fiskus finanziert werden müssen. Dies entspricht dem doppelten Ertrag der Direkten Bundessteuer der natürlichen Personen oder über 4% der Staatsquote. Sie erfordert etwa 4 zusätzliche MWSt-Prozente plus eine saftige Reichtumssteuer. (Der Schreibende hat im Kanton Bern 1200 Unterschriften für die Initiative zusammengetrommelt, damit der SPS die Blamage des Nichtzustandekommens erspart bleibt.)

Wie könnte eine Strategie der Wiedergewinnung des Vertrauens und der Finanzkompetenz aussehen? 
Die Rechte wird aus ideologischen und ordnungspolitischen Motiven weiterhin die Finanzierbarkeit des Sozialstaats in  Zweifel ziehen und Unsicherheit streuen. Die Privatassekurranz wird alles tun, um die Verunsicherung auf private Lösungen umzulenken (3. Säule, Versicherungssparen, Aktienfondssparen, sog. Eigenverantwortung). Die Rechte wird vor allem alles unternehmen, um ein buchhalterisches Defizit bei den Sozialversicherungen herbeizuführen: Der Sozialstaat (allgemein der Staat) wird nicht über die Ausgaben, sondern längerfristig über die Einnahmen und die Finanzierung gesteuert. Wenn die SP in der Sozialpolitik nicht die Refinanzierung langfristig und als Priorität verfolgt, wird sie sich auf der Leistungsseite nie behaupten können!
Eine blosse Beurteilung der Leistungsseite, z.B. bei der 11. AHV-Revision, ist deshalb kurzsichtig und wird, wenn Leistungskürzungen verhindert werden, ein Pyrrhussieg sein. Die momentane Verbesserung der AHV-Rechnung lässt uns kurzfristig aufatmen und ist ein Glücksfall für die 11. AHV-Revision. Doch, wenn die AHV-Rechnung nur ein, zwei Jahre ins Defizit rutscht, sind Kürzungsforderungen oder Ausbaubeschränkungen auf der Leistungsseite wieder programmiert. 

Folgerungen: 

Wir stellen vier Punkte zur Strategie der Sozialstaatfinanzierung zur Diskussion: 

1. Glaubwürdigkeitsstrategie: Die SP selber muss die Finanzierung des Sozialstaats offensiv zum Thema machen. Schon nur um die Glaubwürdigkeit wieder zu erlangen, muss sie deutlich machen: Es braucht zusätzliche Mittel für die AHV-Finanzierung und für die Alterung der Bevölkerung. Es braucht auch zusätzliche Mittel zur Finanzierung der durch den technischen Fortschritt ausgelösten Leistungsausdehnung im Gesundheitswesen. 

2. Finanzierungsstrategie: Um die Finanzierung von AHV und IV über die Mehrwertsteuererhöhung kommt man nicht herum. Die Volksinitiative für Finanzmittel aus den SNB-Erträgen (KOSA-Initiative), die Ruedi Rechsteiner fast im Alleingang ohne Support durch die SP Schweiz und den Gewerkschaftsbund und mit beträchtlichen finanziellen Risiken aufgezogen hat, ist m.E. eine glaubwürdige, verständliche und populäre Finanzierungsoffensive (im Wissen, dass sie letztlich die Anhebung der Mehrwertsteuer nicht zu ersetzen und bloss um zwei, drei Jahre hinauszuschieben vermag). 


Dies erfordert eine besondere Strategie bezüglich der Mehrwertsteuer: 


Erstens darf die Mehrwertsteuer nicht aus populistischen Gründen madig gemacht werden. Denn irgendwann muss sie in einer Volksabstimmung wieder unterstützt werden: Jede Mehrwertsteuer-Erhöhung braucht eine Verfassungsänderung resp. leider einen referendumsfähigen Gesetzesbeschluss. (Wir haben auf

grund der Einkommens- und Verbrauchserhebung 1998 gezeigt, dass bei den unteren Einkommen 45% der Haushaltsausgaben MWSt-befreit sind und weitere 14% einem reduzierten Satz unterliegen.)


Zweitens ist die Doktrin des Bundesrats rigoros zu verteidigen, dass Mehrwertsteuer-Erhöhungen in Zukunft nur für die Sozialversicherungen zu reservieren und alle andern Zweckbestimmungen abzulehnen sind. (Weitere finanzpolitische Strategiefragen siehe Papier Rudolf Strahm für die SP-Fraktion: Finanzierung Sozialversicherungen und Steuervorlagen. 17. Januar 2001).

3. Kommunikationsstrategie: Auch der Bundesrat muss zur Vertrauensbildung aktiv werden. Wir haben schon vor mehr als einem Jahr Ruth Dreifuss vorgeschlagen, ein entsprechendes Kommunikations- und PR-Konzept des Departements mit Meinungsumfragen, Motivanalyse und Kommunikationskonzept zu verwirklichen. Es muss im Interesse des Staates sein, wieder Vertrauen in seine Institutionen, und damit die auch in die Sozialversicherungen, zu schaffen. Bisher ist allerdings kaum etwas unternommen worden.

4. Strategie Krankenversicherung: die Abkehr von den unsozialen Kopfprämien bleibt das Hauptziel der KV-Strategie. Dabei sind zusätzlich zur Unterstützung der ambitiösen SP-Initiative „Gesundheit muss bezahlbar bleiben“ (siehe oben) folgende alternativen Möglichkeiten offen:


Entweder werden alle Kinderprämien vom Staat übernommen. Wenn die KV-Grundversicherungsprämien für alle Jugendlichen unter 18 Jahren vom Staat finanziert werden, kostet dies 980 Mio. Franken jährlich oder ein halbe Mehrwertsteuer-Prozent (Zahlen berechnet für 1999). 


Oder es werden jene KV-Prämien sozial, über die Steuern finanziert, die zum Beispiel 6% des Haushaltseinkommens übersteigen. Nach unsern Schätzungen ist mit einem Finanzbetrag von etwa 3 bis 4 Mrd. Franken annährend die gleiche Umverteilungswirkung zu Gunsten der Einkommensschwachen zu erzielen, wie die SP-Initiative welche 15-16 Mrd. Franken über den Staat umverteilt.


Zur KV-Strategie ist beizufügen, dass wir realistischerweise (wie IDA-FiSo I prognostizierte) mit einem Realwachstum der Gesundheitsausgaben von 2% jährlich rechnen müssen. Gewiss können mit Modellen wie der (zweifelhaften) Spital-Globalbudgetierung und mit der Wettbewerbsorientierung im Pharmamarkt einige Mittel eingespart werden. Aber angesichts der technologischen Entwicklungen in der Medizin und der Mehrkosten des vierten Lebensaltes (über 80-Jährige) kann man nicht mit einer Kostensenkung im Gesundheitswesen rechnen.

5.
Perspektiven in der Armutsbekämpfung: Die heikelste Frage ist jene nach dem Konzept der zusätzlichen Armutsbekämpfung in Zukunft. Werden zusätzliche Leistungen nach dem Prinzip der Universalität oder der Selektivität gestaltet werden ? - Das Sozialversicherungsprinzip (Universalitäts- oder Kausalitätsprinzip) verteilt die Mittel im gleichem Masse an Alle. Das selektive Bedarfsprinzip (Selektivitäts oder Finalitätsprinzip) richtet die Leistungen aufgrund bestimmter Kriterien gezielt an jene Bevölkerungsteile, die einen Bedarf nachweisen. Die Ergän-zungsleistungen zum Beispiel sind nach diesem Prinzip aufgebaut. Die Anwendungen des Bedarfsprinzips war bisher in der Linken verpönt. Im Wissen und unter einigen Bedenken, dass hier Tabus angetastet werden, ist doch bei zusätzlichen Leistungen des Sozialstaats (nicht für die heutigen Sozialversicherungen) 


die Frage des Bedarfsprinzips neu zu prüfen. Die Forschung zeigt eben auch für die Schweiz eine viel grössere Zielgenauigkeit und viel höhere Umverteilungswirkungen bei bedarfsabhängigen Sozialleistungen, die übrigens an einen Rechtsanspruch geknüpft werden können.


· 
Wenn man die Umverteilungseffekte der verschiedenen Sozialleistungsarten vergleicht, so sehen die Wirkungen wie folgt aus (technisch werden sie gemessen an Prozentanteilen der Beiträge, die zwischen Einkommensquintilen umverteilt werden): 

AHV (Kausalitätsprinzip) 
32%

Arbeitslosenversicherung (Kausalitätsprinzip)
21%

Ergänzungsleistungen zu AHV und IV (Bedarfsprinzip)
63%

KV-Prämien-Verbilligung (Bedarfsprinzip)
60%

Sozialhilfe Kantone (Bedarfsprinzip) 
40%

Quelle: BFS-Untersuchung über „Umverteilungseffekte für die Armutsbekämpfung“ in: BFS, Infosocial Nr. 3, Juni 2000, S. 21

Aus dieser Analyse zeigt sich: Sozialleistungen, die nach dem Bedarfsprinzip ausbezahlt werden, haben eine zwei- bis dreimal höhere Umverteilungswirkung als Leistungen nach dem Giesskannenprinzip. Für die wirksame soziale Unterstützung von einkommensschwachen Versicherungsgruppen (z.B. Familien oder Alleinerziehende mit Kindern, Witwen, Frühpensionierte, Niedrigeinkommensgruppen) wären zusätzliche, gezielte Mittel mit einer Kombination von Bedarfsprinzip und Rechtsanspruch an die Leistung (ähnlich wie die EL) eine wirksame Lösung!

Die SP Schweiz verfolgte in der Legislatur 1991-95 mit der sog. „Katalogvariante“ bereits einmal dieses Prinzip. Es wurde allerdings in der letzten Zeit unter dem neoliberalen Druck gegen den Sozialstaats immer mehr vergessen. 

Selbst das linke „Jospin-Papier“ an den Kongress der Sozialistischen Internationale 1999 begeht den Tabu-Bruch und sagt folgendes: „Wir dürfen auch nicht die Universalität (Sozialversicherungsprinzip) und die Selektivität (Bedarfsprinzip d. Red.) von Sozialleistungen gegen einander ausspielen. Selektivität kann notwendig sein und die Erfahrung hat gezeigt, dass bestimmte Leistungen ressourcenabhängig erbracht werden können. Es muss ein gerechtes Gleichgewicht zwischen Hilfe, Anreiz und Verpflichtung hergestellt werden“.

Soweit die linke Sozialistische Partei Frankreichs. Was diese selber anregt, sollte bei uns auch diskutiert werden dürfen.


Wir müssen bei der Armutsbekämpfung in Zukunft auch das Bedarfsprinzip (verbunden mit Rechtsanspruch) neu diskutieren. Wenn die Verteilung der Mittel nach diesem Prinzip eine mehrfache Wirksamkeit zeigt, darf es bei uns nicht mehr tabu sein. Mit dem Tessiner Modell für die Familienfinanzierung (gezielte, bedarfsabhängige Kinderzulagen) haben wir ein Experimentierfeld, das wir scharf beobachten müssen.



Frage 6:  Staat und Steuern (Finanzpolitik)

In der laufenden Legislaturperiode 1999-2003 entpuppt sich die Steuersenkungsfrage zu einer paradigmatischen (grundsätzlichen) Auseinandersetzung zwischen der neoliberalen Rechten und dem Staat. SVP und FDP überbieten sich im populistischen Steuersenkungswettbewerb. Der neue FDP Präsident, Gerold Bührer, hat während seiner ganzen Parlamentstätigkeit nie ein anderes, relevantes Thema verfolgt, als die Senkung von Steuern. Senkung der Steuern und der Staatsquote entspringen bei ihm geradezu einem fanatischen Antistaat-Fundamentalismus. Der Steuersenkungsdiskurs wird schon mit Wirtschaftskompetenz gleichgesetzt, und deshalb spülte der Zeitgeist Bührer nach oben. 

Im Gegensatz zu andern politischen Fragen werden wir in der Fiskalfrage nur einen links-rechts-Gegensatz erleben. Über die Finanzpolitik findet ein Umverteilungskampf statt. Weniger Steuern heisst weniger Staat, mehr Privat und mehr Einkommen für die Reichen. Es ist erstaunlich, dass sich so wenige Fraktionsmitglieder vertieft mit den fiskalischen Umverteilungsmechanismen befasst haben. Eine Etatismus-Debatte in der Fiskalpolitik würde es lohnen, geführt zu werden. 

Für die Linke müssen folgende realen Erfahrungen zur Kenntnis genommen werden:

Erstens: Der Staat wird nicht über die Ausgaben, sondern hauptsächlich über die Einnahmen gesteuert. Die Neoliberalen, die fast fanatisch die Steuersenkungen propagieren, zielen auf eine „Politik der leeren Kassen“. Die Steuerung des Staats über die Einnahmen wird sogar in Bundesrats Villigers Finanzleitbild (2000) eingestanden: „Untersucht man das Ausgabenverhalten der öffentlichen Hand, so fällt auf, dass die Fiskaleinnahmen in der Vergangenheit ein guter vorlaufender Indikator für die Entwicklung der Ausgaben sind. Die Einnahmen scheinen somit wesentlich das Wachstum der Ausgaben zu bestimmen.“ Dies gilt, nebenbei bemerkt, nicht nur für die Staatsausgaben sondern auch für die Sozialversicherungsausgaben. 

Zweitens: Für die Linke ist die Fiskalpolitik das wichtigste beeinflussbare Instrument zur Einkommensumverteilung zugunsten der Schwächeren (neben den Sozialversicherungen, der Lohnpolitik und der Wettbewerbspolitik). Immerhin läuft ein gutes Drittel des Bruttoinlandprodukts über den Staat.

Drittens: Wir müssen damit rechnen, dass der Steuerwiderstand in der Bevölkerung stark verbreitet ist und zwar auch in der sozialdemokratischen Wählerschaft. Ja, wir müssen sogar damit rechnen, dass sich Menschen mit Einkommen unter 3000 Franken in ihrer Abwehr gegen die Steuerlast mit jenen Milliardären solidarisch fühlen, die aus purem Eigeninteresse den Staat abbauen wollen. 

Viertens: Die Fiskalfrage hat eine internationale Dimension. Die Schweiz als Steuerfluchtinsel beherbergt hunderte von Milliarden Franken Steuerflucht-Kapitalien aus dem Ausland. (Von den 4000 Milliarden Franken an verwalteten Vermögen auf dem Finanzplatz  Schweiz stammen etwa 800 Milliarden Franken von Privatpersonen im Ausland, von welchen ein grosser Teil die Steueroase Schweiz als Fluchthafen ausnützt). Die Schweiz hilft mit ihrem Fiskalregime (Bankgeheimnis, Verweigerung der Rechts- und Amtshilfe bei Steuerhinterziehung, Verrechnungssteuerbefreiung von ausländischen Anleihen in Franken usw.) ausländische Staaten zu schädigen.

Wir haben in den nächsten Jahren die Steuersenkungs-Debatte zu bewältigen. Zwar sind die neoliberalen Anti-Fiskal-Argumente längst widerlegt. Doch wir müssen dem einzelnen Bürger und der Bürgerin zeigen, dass Steuersenkungen notgedrungen auch zu sinkenden Ausgaben des Staats und zur Privatisierung öffentlicher Leistungen führt. Wir haben aufzuzeigen, dass die staatlichen Leistungen ihren Preis wert sind, dass der Staat effizient arbeitet und möglichst viele Bürgerinnen und Bürger von den staatlichen Leistungen profitieren. Deshalb können ineffiziente staatliche Institutionen (z.B. Militär, bestimmte Amtsstellen, Mängel öffentlicher Unternehmen und Verwaltungen) dem Verhältnis zum Staat enormen Schaden beifügen und den Steuerwiderstand anheizen.

Folgerungen: 

Im folgenden einige Schwerpunkte für eine SP-Finanzpolitik: 

1. Priorität hat der Einsatz für die Steuergerechtigkeit und gegen die Steuerschlupflöcher. Hätten wir ein „wasserdichtes“ und vereinfachtes Steuersystem ohne Schlupflöcher liessen sich die direkten Steuern um ein Viertel senken und die Erträge würden gleich bleiben. Die Kompliziertheit des Systems erlaubt unzählige legale Steuervermeidungsmöglichkeiten. (Einmalprämien und 3. Säule, Versicherungssparen, Schuldzinsabzüge, Unterhaltskostenabzüge, Pensionskassennachzahlungen usw., usw.). 

2. Absolute Priorität für eine langfristige Finanzpolitik hat eine materielle Steuerharmonisierung unter den Kantonen. Der nationale Steuerwettbewerb unter den Kantonen zerstört den nationalen Zusammenhalt und bringt alle Kantone unter Druck und ständigen Zugzwang zu neuen Steuersenkungsrunden in Milliardenhöhe. Die materielle Steuerharmonisierung ist ein Jahrzehntprojekt der SP. Zu dieser Forderung gehört auch eine neue und gerechtere Lösung für die Abgeltung der Zentrumslasten der Städte. 

3. Dem populistischen Steuerwettbewerb unter den bürgerlichen Parteien ist antizyklische Prinzip: Schuldentilgung vor Steuergeschenken, entgegenzusetzen. Es braucht nicht nur einen Finanzplan, sondern auch einen Schuldentilgungsplan des Finanzdepartements. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Schuldenbremse muss als antizyklische Finanzpolitik ausgestaltet sein und ebenfalls einen Tilgungsmechanismus beinhalten. Die Bürgerlichen, die während der Rezession stets die hohe Verschuldung beklagten, müssen nun in Zugzwang zur Schuldentilgung versetzt werden. 

4. Wenn bei den direkten Steuern für natürliche Personen schon Steuerausfälle in Kauf genommen werden, dann müssen sie einen sozialen Umverteilungseffekt haben. Priorität hat der Systemwechsel: Kinderabzüge nicht mehr beim Reineinkommen, sondern Abzüge vom Steuerbetrag (wobei der Saldo rückerstattet werden kann, wenn der Abzug den Steuerbetrag übersteigt). Priorität soll die Entlastung von Familien mit Kindern und allenfalls das Existenzminimum-Einkommen erhalten. (Glücklicherweise lässt sich bei jedem Steuersenkungspaket in Franken genau aufrechnen, wer wieviel profitiert und zahlt).

5. Bei der Unternehmensbesteuerung drängen sich derzeit keine Senkungen auf. Auch nach dem Steuersenkungsprogramm in Deutschland ist die Schweiz immer noch fiskalisch günstiger. Wenn aber schon Ausfälle in Kauf genommen werden müssen, dann sollten sie auf intelligente Art, gezielt und mit einem Struktureffekt gestaltet sein. Wir schlagen vor, dass die Ausbildungskosten (Lehrlingskosten) als doppelter oder dreifacher Abzug geltend gemacht werden können. Solche gezielten Abzüge haben auch einen positiven Struktureffekt. 

6.
Als nächster Schritt werden wir die Kapitalgewinnsteuer-Initiative als Fallbeispiel einer gerechten Besteuerungspraxis unterstützen.


Frage 7: Globalisierung und neoliberale Offensive

Markt global – Markt total: Dies sind die Leitideen der beiden Rahmenorganisationen der Weltwirtschaft, Gatt/WTO und IWF, die die Rahmenbedingungen der Globalisierung definieren und durchsetzen. Globalisierung ist die Chiffre für die weltweite liberale Offensive. Sie führt zur Durchsetzung des Marktes, zur Privilegierung öffentlicher Betriebe und Leistungen und letztlich zur Schwächung des Staates. Nun, der Markt ist – wie oben schon vermerkt worden ist – an sich effizient, aber er ist ökologisch und sozial blind; er ist nicht gerecht.

Zur Globalisierung gibt es drei politische Reaktionsmuster: 

Erstens eine kritiklose Akzeptierung, ja Unterwerfung unter die Logik des totalen Marktes, verbunden mit einer Belehrung des Volkes mittels Lehrbuchmodellen über sog. Wohlfahrtswirkungen des internationalen Handels: „Strategie Davos“ oder „Strategie Gerhard Schwarz“.

Zweitens eine radikale Abwehr und defensive Abschottung mittels Protektionismus bis hin zum Niederbrennen von McDonalds-Restaurants: „Strategie Anti-Davos“ oder „Strategie José Bové“ 

Drittens der Kampf für neue internationale Spielregeln im WTO- und IWF-System, ja für ein Weltethos und eine Weltordnung mit weltweiten Sozialstandards, Ökostandards, Menschenrechtsstandards usw: „Strategie Erklärung von Bern“ oder „Strategie NGO“. 

Die wirksamste und interessanteste Strategie ist diejenigen der dritten Art. Sie geht von der realistischen Welteinschätzung aus: Globalisierung findet statt; nun geht es darum, den weltweiten Kapitalismus zu zivilisieren. In die internationalen Verträge von Gatt/WTO, IWF und in andern völkerrechtlichen Abkommen sind neue Standards einzuführen: Ökostandards, zum Beispiel auch über die Multifunktionalität der Landwirtschaft, Sozialstandards, Good-Governance-Prinzipien, Schutzklauseln zum Schutz der Meere, der Atmosphäre, der Tropenwälder, der Biovielfalt, kurz, zum Schutz des Planeten. 

Es geht um den weltweiten Kampf für das Primat der Politik über die Weltwirtschaft. Es geht darum, soziale und ökologische Leitplanken, die in den Nationalstaaten während hundert Jahren in zähem  Ringen dem Kapitalismus hinzugefügt worden sind, auf höherer, weltweiter Ebene in die Handels-, Wirtschafts- und Finanzregeln einzuführen. Auch dieses Ringen wird Jahrzehnte dauern. 

Wer ist denn hier der meinungsführende Aktor in diesem weltweiten Ringen um ein Weltethos? Nicht die traditionelle Linke, nicht die Regierungen und nicht die Universitäten, nein, es sind die Organisationen der Zivilgesellschaft, die Nicht-Gouvernementalen Organisationen NGOs, wie WWF-International, Greenpeace-International, Amnesty International, World Watch Institute oder Erklärung von Bern. Sie setzen neue Normen, haben das Know-how, die Power und die weltweite Vernetzung. 

· Thomas Bernauer, ETH-Professor, kam in seiner umfangreichen Globalisierungsstudie zu empirischen Resultaten, die die landläufige Meinung von der „Unterhöhlung des Nationalstaates“ und der „Abdankung der Politik“ gerade nicht bestätigen. Globalisierung, so Bernauer, führt nicht zu einem Abbau der staatlichen Regulierungstätigkeit, sondern zu einer verstärkten internationalen Koordination der Regierungen, - also zur Re-Regulierung auf internationaler Ebene. Er zeigte dies an Beispielen wie der OECD-Steuerrichtlinie und OECD-Betrugsbekämpfung, der Transferpreiskontrolle für Multis (Rechnungslegungsvorschriften), der grenzüberschreitenden Zinsbesteuerung (EU), der bankengesetzlichen Eigenmittelvorschriften, usw. (Thomas Bernauer: Staaten im Weltmarkt. Opladen 2000).

· Globalisierung erschwert teilweise die nationale Regulierung, das ist richtig. Aber sie erzeugt einen politischen Druck und neuen Regulierungsbedarf auf internationaler Ebene. Auch dort, wo Liberalisierung und Privatisierungen vorkommen, entsteht ein nationaler Druck, gleichzeitig regulatorische Kontrollen einzuführen (Telecom,Finanzmärkte, usw).

Folgerungen: 

Die Strategie der Sozialdemokratie zur Zivilisierung des weltweiten Kapitalismus muss lauten: „Neue Regeln für die Welt“. Das Primat der Politik über die Wirtschaft muss im Verein mit andern Organisationen in andern Ländern errungen werden.

Konkret heisst dies folgendes:

1. Humanität: Die humanitäre Einmischung in Konfliktgebieten zur Durchsetzung von Menschenrechten (notfalls mit Waffenhilfe) ist ein historischer Fortschritt, ebenso die Errichtung einer internationalen Gerichtsbarkeit (Menschenrechtshof) und die Einführung von Good-Governance-Regeln für die Entwicklungszusammenarbeit.

2. Ökostandards: Das Gatt/WTO-System muss begrünt werden! Ökologische Standards müssen als gleichwertig in die Welthandelsregeln einfliessen. In der nächsten Gatt/WTO-Milleniumsrunde sind die Abkommen von Rio, Kyoto, Montreal, Toronto und die internationalen Umweltverpflichtungen, auch Multifunktionalität der Landwirtschaft, als gleichwertig zu anerkennen. 

3. Sozialstandards die ILO-Kernkonventionen zum Schutze der Arbeitnehmer- und Menschenrechte (Konventionen gegen Kinderarbeit, gegen Zwangsarbeit, gegen rassische und geschlechtliche Diskriminierung, gegen Koalitionsverbote) sind als gleichwertig in die Welthandelsregeln von Gatt/WTO aufzunehmen.
4. Steuern: Die Schweiz hat mitzuwirken bei internationalen Bestrebungen gegen die Steuerflucht und gegen den schädlichen Steuerwettbewerb und die Geldwäscherei (OECD- und EU-Anstrengungen). Die Frage des Bankgeheimnisses und der Steuerflucht wird zu einem Dauerthema in der Schweiz werden. 

5. Internationale Finanzarchitektur: Der internationale Finanzkapitalismus muss ebenfalls dem Primat der Politik unterstellt werden, zum Beispiel die Reform des IWF mit Kontrollmöglichkeiten der IWF-Auflagen, Eigenmittelvorschriften für Banken, Schuldenerlass für Entwicklungsländer.

In der Schweiz brauchen wir intern eine konkrete Realisierungsstrategie: Als Druckmittel ist eine klare Ablehnung der WTO-Milleniumsrunde und ein Referendum in Aussicht zu stellen, sofern nicht minimale Sozial- und Ökostandards (inkl. Multifunktionalität) in die neuen Gatt/WTO-Verträge eingebaut werden. Das politisch kaum kontrollierte System der Handelsdiplomatie im EVD ist nicht lern- und rücksichtsfähig, wenn man ihm nicht Sand ins Getriebe streut oder androht.

Politische Projekte liegen auf der Strasse

Seit Beginn der laufenden Legislatur 1999-2003 haben Partei- und Fraktionsleitung kaum eigene politische Projekte präsentiert oder solche aus der Fraktion wirklich gestützt und hochgefahren. Die Erarbeitung eines Legislatur-Arbeitsprogramms der Fraktion versandete bereits im Sommer 2000. 

Der erste Anlauf eines von der Parteileitung gestützten Projekts, das als vorbildlich zu betrachten ist, ist die Präsentation eines Gegenkonzepts zur Familienbesteuerung unter der Federführung von Jacqueline Fehr. Eine ganze Anzahl anderer, von einzelnen Fraktionsmitgliedern lancierter Projekte blieb ohne sichtbaren oder medienwirksamen Support seitens der Partei- oder Fraktionsleitung (z.B. Ausländerintegration, Berufs- und Weiterbildung, KOSA-Initiative, Uno-Beitritt, Konsumentenschutzvorstösse, Mieterschutz, usw.). 

Dabei liegen die politischen Themen der SP, mit denen sich sowohl die Mittelschichten wie auch die traditionelle Arbeitnehmerschaft identifizieren könnten, buchstäblich auf der Strasse!

Ich zähle hier mit einer runden Zahl von 20 konkreten Ideen auf, welche politischen Projekte wir aufbauen und auch medienmässig inszenieren könnten, Projekte, die uns einigen und mit denen wir von links her das Zentrum besetzen können, wenn sie nur gut organisiert und kommuniziert werden. (Selbstverständlich muss man sich auf wenige Schwerpunktthemen einigen. Hier ist mal eine Aufzählung).

1. Steuerwirrwarr: Kampf gegen den Steuerwettbewerb unter den Kantonen und Regionen mit einer Initiative für eine materielle Steuerharmonisierung, diese auch als Gegenmodell zum neuen Finanzausgleich Villigers.

2. Steuergerechtigkeit: Kampf für Steuergerechtigkeit mit der Kapitalgewinnsteuer-Initiative, mit dem ständigen Sichtbarmachen von Steuerschlupflöcher und bürgerlichen Steuerabbauplänen zugunsten der Reichen. Dazu gehört auch das lancierte sozialere Gegenmodell für die Familienbesteuerung. 

3. Sicherung AHV:  Offensives Angehen der langfristigen finanziellen Sicherung der AHV bis 2010 durch eigene Vorschläge, durch ein klares Bekenntnis zur Mehrwertsteuer und zur Bewirtschaftung des Nationalbankvermögens mit der KOSA-Initiative.

4. KV-Prämien:   Weiterführen des Projekts zur Abschaffung der unsozialen Kopfprämien bei der Krankenversicherung, und zwar durch eine Doppelstrategie: Druck mit der SP-Initiative „Gesundheit muss bezahlbar bleiben“ und Fördern eines Gegenvorschlags, der gezielt die KV-Prämien für Kinder und Jugendliche abschafft oder generell Einkommensschwache entlastet. Gleichzeitig Bekenntnis zur Kostensenkung  z.B. bei den Arzneimitteln.

5. Armut:  Offensive gegen Familienarmut (Alleinerziehende, Mehrkinderfamilien) sowie Unterstützung des Gewerkschaftsprogramms „kein Lohn unter 3000 Franken für Vollzeitstellen“, politische Flankierung durch berufliche Nachholbildung der einkommensschwachen Erwerbstätigen zwecks Produktivitäts- und Einkommensverbesserung. Eignet sich auch für Kantonalparteien: in jedem Kanton wird ein Komitee „kein Lohn unter 3000 Franken“ gegründet, das eine Salär-Watch-Liste der Firmen veröffentlicht. Usw.

6. Konsumenten:  Zum Konsumentenschutz kann man sich mit unzähligen Themen bekennen und profilieren: Antibiotika in der Nahrungskette, Pestizid- und Chemierückstände, Produktehaftpflicht, Deklarationspflichten, Zulassung von Parallelimporten usw. 

7. Wettbewerb: Klare Besetzung des Themas Wettbewerb durch Kampf für Parallelimporte, gegen Vertikalkartelle (Lieferbindungen), für massive, prohibitive Kartellbussen, für Schutz und Marktaufsicht beim Elektrizitätsmarkt (EMG als Schutzgesetz für Konsumenten)

8. Bildung:  Verstärkte Positionierung in der Berufsbildungs-, Bildungs- und Weiterbildungspolitik (die von der SP zum Teil bereits besetzt sind), mit einer Weiterbildungsoffensive, Umschulungsprogrammen (IC-Umschulungsgesetz), Lehrstellenförderung, Frauenförderung, Ausbildungsverpflichtungen für Unternehmen, Erhöhung der Bildungsmittel.
9. Ausländer  Auslösen eines Integrationsprogramms für Ausländer/innen zusammen mit Reformbürgerlichen, vor allem durch Finanzierung von Sprachunterricht, Berufsbildung, beruflicher Nachholbildung usw. (Berufsintegration). Dazu klare Positionierung zur Frage der Arbeitskräfterekrutierung im Ausland. 

10. Post:  Präsentation einer „Strategie Post“, mit klarem Bekenntnis zu einer Postbank (als Kostendeckungsquelle) und eines flächendeckenden Postdienstleistungsnetzes.

11. Lärm:   Präsentation eines nationalen Programms gegen die Landplage Lärm, speziell zum Schutz der Bevölkerung an Hauptstrassen und um Flughäfen.

12. Luft:  Wiederaufnahme eines Programms gegen Luftverschmutzung mit Vorstössen für Partikelfilter (für alle Dieselfahrzeuge) und Flottenverbrauchssenkungen für Motorfahrzeuge.

13. Energie: Weiterverfolgen der Technologieförderung für  erneuerbare Energien und eines Technologieprogramms Technologieeffizienz (die nächste Energiekrise und Rezession kommen bestimmt !).

14. Mieter: Klarer Support der laufenden Projekte zum Mieterschutz mit der Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten“, Mietrechtsrevision, Wohnbauförderung zugunsten einkommensschwacher Bevölkerung.

15. Demokratie: Projekte für den liberalen Rechtsstaat und die Demokratie: Verteidigung der Volksrechte, Kampf gegen Abstimmungsfinanzierung durch Firmen, gegen private Parteienfinanzierung, gegen Verfilzung im Parlament.

16. Öffnung: Uno-Beitritt als Bekenntnis zur Öffnung und Welt-Verantwortung

17. Globalisierung:  Vorbereitung einer linken Gegenstrategie zur neuen Gatt/WTO-Milleniumsrunde mit klaren Bedingungen (ökologische und soziale Standards) für die Unterstützung resp. Bekämpfung.

18. Kriminalität: Intelligente Unterstützungsstrategie bei den internationalen Bestrebungen gegen Steuerflucht, Steueroasen und Geldwäscherei, am Beispiel der EU-Politik zur Steuerharmonisierung, Kapitalzinsbesteuerung und gegen Zollbetrug. (Kampf gegen die Schädigung ausländischer Staaten).

19. Shareholder Value: Verfolgung von Projekten zur Eingrenzung der dominanten Finanzmärkte, vor allem Regeln gegen Börsenraider, Shareholder-Strategen, Industrieabbauer mit einer Vielzahl technischer Regelungen (z.B. Unterstellung von Kapitalbeteiligungsgesellschaften unter das Anlagefondsgesetz (Ebner); höhere Eigenmittelvorschriften für Banken; Transparenz von Tantiemen, Abfindungen und Spitzengehältern in Aktiengesellschaften; usw.). 

20. Medien: Klare Positionierung für ein unabhängiges und pluralistisches Radio und Fernsehen und gegen eine Unterhöhlung durch weitere Liberalisierung, Gebührensplitting und Comcom-Regime (RTGV-Revision).


Epilog: Das Potential der SP nutzen !

Wir Sozialdemokraten haben ein gemeinsames Selbstverständnis von unserer Rolle, - und diese wird sogar von vielen bürgerlichen Demokraten in unserem Land akzeptiert: Die Schweiz braucht eine starke Sozialdemokratie, damit unser Land reformfähig bleibt, damit der soziale und nationale Zusammenhalt bleibt und die Schwächeren eine Stimme haben, damit die republikanisch-demokratische Tradition zu einer Modernisierung für alle führt und damit die Schweiz überhaupt eine humanitäre Rolle in der Weltgemeinschaft spielen kann. 

Die SP hatte in der Schweiz zwar nie die Mehrheit in der Regierung. Aber dennoch hat sie durch ihre Regierungsbeteiligung die Schweiz sozial und gesellschaftlich geprägt. Das zwanzigste Jahrhundert war – wie Ralf Dahrendorf vermerkte – das Jahrhundert Sozialdemokratie, wie das neunzehnte Jahrhundert von der Bundesstaatsgründung bis zum ersten Weltkrieg ein Jahrhundert des Freisinns gewesen war.

Wir haben die gemeinsame Überzeugung, dass die Schweiz mit einer geschwächten SP und mit einer ultraliberalen, staatsfeindlichen und isolationistischen Regierungsmehrheit eine Katastrophe wäre für unser Land. Die schweizerische Sozialdemokratie hat international, in Europa und in der Welt, eine bedeutungslose Stellung, da ist unsere Selbsteinschätzung realistisch; aber für die  Zukunft der modernen Schweiz und ihr Verhältnis zur Welt ist die Rolle und Stärke der SP entscheidend !

Eigentlich hätten wir ja das Potential !  Die SP-Fraktion hat in der Bundesversam-mlung mehr gute und qualifizierte Leute als jede andere Fraktion. In ihr sind mehr Fachwissen, mehr starke Persönlichkeiten und mehr ideenreiche Leute mit Potential vereinigt als wahrscheinlich je in einer Zeit zuvor. In der SP-Fraktion gibt es viele Ideen und Originalität. In den Grundwerten fallen wir heute weniger auseinander als z.B. die todgeweihte CVP, wahrscheinlich auch weniger als der Freisinn. 

Wir hätten eine unheimliche Chance, von links her Wählerinnen und Wähler in den Mittelschichten zu gewinnen. Mit einer intelligenten Strategie könnten wir vom Potential her 30 Prozent Wähleranteil zur SP ziehen.

Die politischen Themen, die eine Profilierung der SP ermöglichen, liegen buchstäblich auf der Strasse, siehe oben. 

Es sollte doch möglich sein, dass eine fähige Parteileitung 6 bis 10 dieser Themen politisch hochfährt und damit der Partei zu einem Profil verhilft.

Es sollte doch möglich sein, dass eine fähige Fraktionsleitung durch gute Organisation der Fraktionsarbeit sämtliche dieser Themen politisch zum Tragen bringt.

Und es sollte doch möglich sein, dass eine professionelle Kommunikation dafür sorgt, dass diese Themenarbeit nicht wie bisher mit grossem Energieverschleiss und dennoch unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfindet. 

Rudolf Strahm
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